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Um die Klarstellung der Frage nach der Echtheit der 
beiden Wiener Handfesten König Rudolfs I. vom Jahre 1278 
Iiat Lorenz sich vor allen daa grüsste Verdienst erworben. 
Gleich in seiner Abhandlung „Ueber die beiden Wiener Stadt- 
rechts -Privilegien K. RndolTs I." in den Sitzungsberichten 
der k. Akademie der Wissenschaften in Wien; XLVI 72—111 
— wieder abgedruckt in seiner 1876 zu Berlin erschienenen 
„Drei Bücher Geschichte und Politik" 508 — 546 — hat er 
nicht ni;r daa wichtige kritische Urtheil gefallt : dasa beide 
tTrlntnden in iwmgwm Znsammenhange stehen; wer daher mit 
Böhmer in seinem im 'Jahre 1844 Erschienenen Regesta imperii 
inde ab a. 1246 usqne ad a. 1313 die Echtheit der einen Ur- 
kunde bestritte, müsste auch folgerichtig die Bedenken auf die 
andere ausdehnen. Er gelangte auch zu dem für die Geschichte 
der Stadt Wien wichtigen ßesultate, dass es zwei echte, 
den vorliegenden Privilegien entspreohende , jetzt verlorene 
Urkunden gegeben' habe. In den vorhandenen Stadtrechts* 
Urkunden sah er nnr von Seiten des Rathes der Stadt Wien 
auf Grund echter rudolfinischer Privilegien ausgearbeitete 
Entwürfe, durch welche dieser sich die ßeriicksiciitigung seiner 
Ansprüche und Wünsche vom Herzog Albrecht I. in dessen 
Stadtrecht (1296) zu sichern sachte. Gegen dieses negative 
Ergebnis der üntersnohnng über die beiden Stadtrechts- 
Privilegien ist zwar TomascTiek's kritische Studie „Die beiden 
Handfesten König Rudolfs I. für die Stadt "Wien vom 24. Juni 
1278 und ihre Bedeutung tÜr die Geschichte des österreichischen 
•Städtewesens in den Sitzungsberichten der k. Akademie der 
Wissenschaften zu Wien LXXXUl, 293—867 gerichtet. Darin 
sucht er die Echtheit der beiden Urkunden in der vorliegenden 
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Gestalt durcli eine Reihe an sieh trefFliclier Grfinde und einige 

schöne Entdeckungen zu erweisen. Allein das Ziel seiner ein- 
gehenden Bpgründung hat er nicht erreicht. Den f>weis für 
die Echtheit der beiden Urkunden konnte er nicht beibringen, 
weil schon die ßeweisgrundlage eine unsichere war. Gestützt 
auf eine Copie in dem Wiener Codex Nr. 352, die er seiner 
Ausgabe in den Quellen der Stadt Wien zu Gmnde legte, 
führte er den Beweis. Keine der vorhandenen Abschriften enthält 
jedoch in sich die Bürgschaft für die Authenticität des Textes, 
und wie eine streng kritisclie Herstelhmg des Textes auf 
(Trnnd der vorliandenen (Quellen mit dem Abdruck einer dieser 
handschriftlichen Ueberlieferungen nicht gegeben ist, ebenso- 
wenig darf eine der Ueberlieferungen an sicli als die echte 
Vorlage angesehen werden. Darauf hat Lorenz in seiner ünter- 
snchung : „lieber den Unterschied von Beiohsflt&dten und Land- 
städten mit })esonderer Berücksichtigung von Wien, in den 
Sitzungsberichten der k. Akademie der Wissenschaften zu Wien 
LXXXIX, 17 — 92" hingewiesen, worin er die für die Geschichte 
der Reohtsverhlltnisse Wiens richtige Ansehaniuig über Stadte- 
entwicklung darlegte nnd den rechtshistoriacheii Theil der 
Studie Tomaschek's in wesentUohen Punkten ergSnzte. Li dieser 
Abhandlung gesteht zwar Lorenz zu , dass der grösste Theil 
dessen, was die Privilegien in der vorliegenden Grestalt bieten, 
aus den Originalprivilegien herüber genommen sei, hält aber 
daran fest, dass die nns überlieferten Stücke nur „Entwürfe 
seien, welche die Batbapartei für ihre Zwecke niflammenffeatellt 
nnd nnter einigen Foimeln der königlichen Kamdei Bn&lfa I. 
vorgelegt hätte". 

Was noch fehlt, ist demnach nur mehr eine Reconatmc- 
tion des Textes der ( )ri^ina]privilegien. Zu dem Zwecke will 
ich in diesem kleinen Versuche die für die Herstellung des 
Textes nothwendige Kritik der vorhandenen Ueberlieferungen 
für Jedermann zur Benrtheilnng geben. Es mag damit \nel- 
leicht ein letzter nicht nnnöthiger Beitrag zur Kritik der beiden 
Handfesten geliefert sein. Im Ganzen und (Brossen will ich 
zur grösseren Uebersichtlichkeit den von Lorenz in seiner ersten 
Abhandlung vorgezeichneten, von Tomaschek eingehaltenen 
GrSLUg der Untersnohnng beibehalten; in gleicher Weise be- 
zeichne ich daher die Urkunde Bndolfs, welche sich an das 
Leopoldinnm anlehnt, mit a, das reidbaatädtische Privileg mit 
Dagegen lege ich allen Hinweisen auf die Texte den Abdruck 
Tomaschek's in den Gesclüchtst^uelien der Stadt Wien zu 
Grunde. 
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Von dem Freiheitsbriefe Rudolfs von Habsburg b ist 
das Original verloren; es sind nur zwei Texte überliefert: ein 
lateinischer und ein deutscher. Die deutsche Fassung der 
Urkimde ohne den Artikel über Paltram nnd ohne Zeugen 
und Datum befindet sich im grossen Stadtbuch von Wien, dem 
sogenannten Eisenbuche, aus dem sie vollkommen gleichlautend 
in die anderen Wiener Rechtshandscliriften überging. Sie ist 
eine ziemlich wörtliche Uebersetzung des lateinischen Textes 
und hat für die ßeconstruction der Originalfassung keinen 
Wert. Fftr den lateinischen Text führt Tomasohek in seiner 
Ausgabe (a. a. 0. I, 51 Nr. 16) an: 1. eine Pergamenthand* 
Schrift der kaiserh Hofbibliothek in Wien Nr. &2, 2. den 
Text von Lambacher an Stelle einer von diesem benutzten, 
nun verschollenen Wiener-Neu städter Handschrift, 3. eine im 
Eisenbuch enthaltene Aufzeichnung, welcher der Artikel über 
Paltram, Zeugen und Datom gleich dem deutschen Texte 
fehlen, und 4. eine PapiOThandiehrift der Lfibecker Stadt- 
bibliothek „626 JurinprmL jol.*^ Dazu will Lorenz in seiner 
Aldiandlung über den Unterschied von Reichsstädten und 
Landstädten S. 72 „wenn auch nicht als eigentliche Abschrift, 
80 doch von grösster Wichtigkeit" die Formel des liaunigarten- 
berger Eormelbuches, Baerwald Fontes Rer. aust.. XXV. S. 83 
ondRoekingerBriefeteller und Formelbüeher 785 rechnen, welche 
für Lorenz (Deutsohe Geschichte II (570 und 671 und neuer- 
dings in der gerade erwähnten Abhandlung) eine Bestätigung 
seiner in der Schrift über die beiden Stadtrechts-Privilegien ver- 
tretenen Ansicht ist, dass das Privileg des K. Friedrich's II. 
für Wien von 1237 wörtlich in der Urkunde Rudolfs inserirt 
worden sd. 

Bei der Beurtheilung des Wertes dieser Quellen will 
ich von der zuletzt ausgesprochenen Ansicht ausgehen , weil 
im Falle, als sich erhärten Hesse, dass die Baumgartenberger 
Formel , die den Namen Rudolfs trägt , die Kritik der vor- 
liegenden Urkunde in der angedeuteten Weise wesentlich 
bestimmt, sogleich auch im Vorhinein das Yerhaltnis der 
anderen Quellen zu dem Originalprivilege gegeben wäre. Vor 
Allem eines. Hat der VerfaaBer des Formelbnches, als er die 
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Forma nrivih ijli impnafortnii nc Tomannruiii refjmn prrprfui unter 
Rn<1olfs Nanu'ii soiiier Saminlunj^ einreihte, wirklich an eine 
Urkunde dieses Königs gedacht ? Die Formel enthält den Eingang 
der Urkunde K. Friedbrich's II. im Auszug, dann den I., 8. 
und 9. ArMkel des Fridricianuin, der Mfinclmer Codex nocH 
die Corroborationsforniel entsprechend der Urkunde des Kaiser • 
Friedrich'a IL mit dem Hinweis auf die angehängte goldene 
Bnlle. Offenbar willkürlieh sind in dieser Handschrift die 
Zeugen hinzugefügt, die weder mit derßeihe in demFridricianum, 
noch rait der in der Urkunde b K. Rudolfs übereinstimmen. 
Ebenso passen aneb' die Formeln f&r die Eanzleinnterfertigung 
nnd Datirung zu keiner der beiden Urkunden. Im Ausdruck 
weicht die Formel weit mehr ab von dem Privilege K. Fried- 
rich 's IT.. .«'owie der Urkunde 6, als die beiden Urkunden 
untereinander. Inhaltlich stellt sich das Verhältnis derselben 
zu den beiden Urkunden folgendermassen heraus : Die Formel . 
theilt mit der XJrkande b £e Aoslässimg der heftigen Ver- 
urtheilung des Herzog j^edriob's II. nna der darauf bezüg- 
lichen Worte von tmjwiodu et. tugratis bis ocftbrot. Mit dem 
Fridricianura hat sie gemein die Stellen j^irfidiam persequatur . . ,\ 
et dcsKper sorfein nistorum virgam aß'crnnt inupiorum .... Oon- 
äideranttm ^ualUer iidem cives .... e< ^uod nun^uam per concea- 
aUüu^ hen^ßaH de nottra t$ imperU trmseant pote^aaie, 
welche im angeblichen Rudolfinnm feUen, nnd beeitst aneb 
nicbt die an Stelle des letzten Satzes getretene Wendung: 

„et ij)sa cim'tas inter fidflt s et di/fctas civitntcs {mperii s^mctaltter 
rompitfetur." Diese gleichen Wendungen, wie auch die überein- 
stimmende Fassung des Artikel 9 und der Corroborationsforrael 
bestätigen hinlänglich die Thatsache, dass die Formel mit 
den ühlioben AnelaBBnngen nnd Verilndemngen ans dem Frei- 
heitsbriefe K. Friedriclrs IL von 1237 genommen ist. Nichts- 
destoweniger verfuhr man mit der Urkunde höchst will- 
kürlich, und zwar in einer Weise, dasa gerade alles, was in 
der Formel fehlt oder doch verändert wurde, schlechterdings die 
Annahme ausschliesst : man wollte die Urkunde Friedrich's II. 
verbotenns Rndolf znsebreiben. Der Ye^fasser des Formelbnebes 
ist augenscheinlich nnr bemfibt gewesen, in gleicher Absicht, 
wie er die Beziehungen zu Oesterreich in seiner Muster- 
sammlung besonders betonte, auf K. Rudolf die Formeln aller 
Königsui kunden zurückzuführen. Am deutlichsten .spricht hiefür, 
dass in der Forum inu'ileyü ttitiporalis das Rundschreiben 
E. Friedricb's IL ans den Novae con^iitttumeB regni SiaHae 
(bei Huill.-Brebolles 4, 234) die durchaus unmögliche Inscriptio 
JUttdolfns dei gratia .... erhalten hatte. Bei einem derartigen 
offenbar willkürlichen Verfahren darf kein fiir die Kritik des 
Textes der echten Urkunde Rudolf.^ sicherer Sclilu.«?s und 
keine glaubwürdige Folgerung auf das Verhältnis der 
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Urkunde Fnedrich*8 su der Bndolfs aus der Bauingartenberger 
Pormel gewnnnon werden. Sie entfällt gaos fÜr die Beorthei« 
long des haiiflschrittlichen Materials. 

Ebensowenig kann der Text in dem Lambacher ^schen 
Abdi'ucke als eine selbstständige Quello angesehen werden. 
In Semem Österrddiisolien Ihterregnom 8. 219 sagt Lambaeher: 
Das Privilegiiuiltudolf^s, inwelohemWien wieder zu einer Reichs- 
stadt erhoben werde, liefere er nach dem grossen Stadtbuche 
— also dem Eisenbuche — und ergänze die Copie daraus nach 
einer von P. Hergott bei seiner Abreise von Wien ihm über- 
lassenen Absuhrii t : „Es soll dieselbe nach dessen beigesetzten 
Amiotation ans einem alten Codex der Stadt Neustadt her- 
genommen sein." Das ist die einzige NacKricHt über die nnn 
verschollene Neustädter Handschrift. Böhmer in den B^gesten 
K. Friedrichs II. n. 890 S. 173 und im Additamentum primum 
zu den Regesten von 1246—1313 S. XVII zu 94, 4 n. 451 
hält den Codex der Wiener HofbibUothek Nr. 352 (Salisb. 416) 
für diese sonst nnbekaimte Wiener-NeiistSdter Handsdirlft» 
ohne aber seine Aji8i<!^t weiter zu begründen. Ans der Hand- 
schrift selbst laset sieb nichts darüber mit Sicherheit erweisen. 
EUr die Provenienz derselben gibt die alte Bezeichnung Salis- 
burgensi.s keinen Anhaltspunkt. Denn unter den 505 Codices 
Ulli der Bezeichnung Salisburgensis stammen nur 387 aus 
Salzburg, 30 aus Trient; von 88 derselben ist die Herkunft 
nnbekannt. Zu letasteren gehört der Codex 352 der Wiener 
Hofbibliothek. Der Codex seltst bietet nur die Angabe : „Leo- 
poldini Soc. Jesu in Austria 1G68." Dass dieser Codex sich 
vor der Aufhebung des Jesuitenordens vielleicht in Neustadt 
betlinden habe , woselbst ihn noch ganz gut Hergott benützt 
haben kann, da die erwähnte Abschriit schon wegen Lambacher'a 
Werk, das bereits 1778 erschienen ist, vor diesem Jahre gemacht 
sein muss , ist wenigstens dnroh die dürftigen Angaben, die über 
denselben erhalten sind, nicht ausgeschlossen. Eine Bestätigung 
der Vermuthung Böhmer's bieten die Lesarten in dem 
Lambacher'schen Texte, da diese, so weit sie von denen des 
Eisenbuches abweichen, geringfügige Varianten abgesehen, auf 
welche aber nmsoweniger Gewicht zu legen ist, als solche bei 
einem im Grausen genommen doch ungenauen Herausgeber 
wiederholt vorkommen, auffallend mit den Lesarten des Wiener 
Codex übereinstimmen. Und ich bin deshalb geneigt, ohne jedoch 
andere Grunde hietür anführen zu können , mich Böhmer's 
Ansicht über die Identität des verschollenen Neustädter Codex 
mH der Wiener Handschrift 352 anzuschliessen und daher auch 
die zweite Copie Lambaoher's nicht als eine neue selbstständice 
Quelle gelten zu lassen. Aber auch derjenige , welcher nicnt 
mit mir so weit gehen wollte, kann mindestens nicht leugnen, 
dass erstens die Hergott'sche Copie dem Wiener Codex sehr 
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nahe stiiiid, und zweit«.'ns, dass nur im Falle der vollständig-en 
Zuverlässigkeit höchstens die wenigen , ganz geringlTi ewigen 
licsarten , in welchen Lambacher's Text von dem Eiaenbuche 
und der Wiener Handschrift abweicht, benützt werden könnten. 
Welch' unsicherer Gewährsmann jedoch auch fOr diese Lam- 
bach er ist, beweist die Thatsache hinlänglich, dsss er, der 
doch die Copie des Eisenbuches seinem Drucke zu Grunde 
gelegt hatte, die Rubriken desselben über den einzelnen Ar- 
tikeln ohne jede Bemerkung weggelassen hat, zu welchemi 
Verfahren ihn die Abschrift Hergott's aus dem angeblichen 
NenstXdter Codex nicht her^tigen konnte. Li keinem Falle 
kann also Lambacher's Abdruck der Urkunde b als eine selbst- 
ötändige Quelle für den Text des Rudolünischen Freiheits- 
briefes gelten. Es bleiben demnach nur die Pergament-Hand- 
schrift der k. k. Hofbibliothek, das Eiseubuch und die Lübecker 
Papierhandschrift. 

Der Codex der ferner Hof bibliothek Nr. 352 (Saliab. 416) 
bringt Urkunde b auf f. 92 — 94 von einer Hand des ausge- 
henden XIII. oder beginnenden XTV. Jahrhunderts; von der- 
selben Hand ist auch die Urkunde n (f. 04 — Ü7) geschrieben. 
Auf der Rückseite des Blattes 07 ist von der Hand, welche 
f. 73 — 75 das Stadtreclit H, Leopold'» von 1221 eingetragen 
hatte, nochmals der Eingang bis zu den Worten Statinmua cnjo^ 
ut 9% aliquis geschrieben; auch Pergament und Idnienschema 
sind in der Lage, auf weh her die beiden Handfesten Rudolfs 
geschrieben sind, mit den I^lättern gleich, auf welchen das 
Leopoldinum steht. Es scheinen, von dem Stadtrechte Herzug 
Albrecht's abgesehen, die Eintragungen von Wiener Rechts- 
urkunden aus dem XIIL Jahrhundert im Zusammenhange 
gestanden zu haben und nur bei der Bildung dieses Samntei- 
codex erst getrennt worden zu sein. 

Der lateinische Text des Eisenbuches auf f. 34 — 30 gehört 
dem Ende des XIV. oder Anfang des XV. Jahrhunderts an, 
demselben gehen Eintragungen von Urkunden bis zum Jahre 
1 360 voran. In dieser Quelle fehlen wie in der deutschen Ueber- 
setsung, von der ich glaube, dass sie zum Theil mit Hilfe des 
Stadtrechtes des Herzog Albreoht vom Jahre 1296 gemacht 
wurde , der Artikel über Paltram , ferner die Zeugenreihe 
und das Datum. Die Auslassung des Artikels über Paltram 
erklärt sich leicht daraus, dass die Söhne desselben von Herzog 
Albrecht begnadigt wurden und ihre Besitzungen und Erbgüter 
in und um Wien zurück erhielten. Datum und Zeufenreihen 
werden häufig bei nachträglichen An&eichnungen als bedeutungs* 
los weggelassen. 

Der Papiercodex der Lübecker Stadtbibliothek 62<), den 
ich mit der Wiener Handschrift, Dank der freundlichen Ver- 
mittlung des Bibliotliekflrs Professor W. Mantels, collationiren 
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konnte, gehört in die erste Hälfte des XV. Jahrhunderts. Die 
Urkunde b findet sich in demselhen auf f. 39' — 42' und geht 
gerade so wie in der Wiener Handschrift Nr. 352 der Urkunde a 
voran. Der ganze Codex, der ausführlich bei Schuster in seiner 
Ausgabe des Wiener Weichbildrechtes S. 3 und bei Hassenöhrl, 
Oesterreichisches Landrecht S. 4 beflchrieben ist, rührt hSa auf 
einige ^venige, der zweiten HSIfte des XV. Jahrhanderts an- 
gehörende Notizen auf dem letzten Blatte von einer Hand her. 

Ueber die Zuverlässlichkeit des handschriftlichen Materials 
lässt sich nach eingehender Prüfung desselben zunächst nur 
Folgendes sagen. Keine der drei massgebenden Quellen gibt 
unverändert den Originaltext. Bereits die Eintheilung in 
Bnbriken und die üebersdffiften derselben setzen bei allen 
dreien die umgestaltende Thiitigkeit eines Redacteurs voraus. 
Die Vergleichung der drei Texte lehrt ferner, dass keine von 
den Abschriften für sich die gemeinsame Vorlage und wenn 
sie das Original war, dieses vollständig einsetzen kann. Die 
Copie des Wiener Codex 352 und die Abschrift in dem Eisen- 
buche zeigen bis auf die im letzteren Texte fehlenden Artikel 
gleiche Eintheilung und gleiche Ueberschriftcn. Der Lübecker 
Codex theilt den Text des Privilegs, den der Wiener Codex 
in 35 Rubriken bringt, in ?>S Artikel, indem er die Pmmul- 
gatiu und Narratio \un E«t jnojjftr »itrerit als Artikel 1 be- 
zeichnet; den Artikel 11 des ersteren Textes, weil er einen 
neuen Artikel mit Teneatwr «tiam beginnt, in zwei theilt und 
mit den Worten Teste» huiim rei abermals einen neuen Abschnitt 
einleitet. Rubricirt ist aber nur der neue erste Artikel und 
die den Artikeln 1 — 4 und 6 des Wiener Codex .'>r>2 ent 
sprechenden Abschnitte. Die Uebersch ritten sind umständlich 
und schwerfällig und stehen im Gegensatz zu den kui-zen und 
gedrungenen Titeln in den beiden anderen Handschriften. Doch 
hat der Lübecker Codex, soweit man den Text betrachtet, die 
gleiche Vorlage mit den beiden anderen Handschriften, aber 
diese Vorlage kann noch nicht eine solche Umgestaltung er- 
fahren haben, wie sie letztere voraussetzen. Vieiraehr dürfte in 
der gemeinsamen Vorlage der drei Codices der Text in continuo 
geschrieben gewesen sein und nnr, wie auch Originaldiplome 
durch die Art der Interpunction die Theile desselben ersiontlioh 
mmditto, durch eine solche Trennung der Satzgruppen zu einer 
im ganzen gleichen Sonderung der Abschnitte selbst Anlass 
gegeben haben. Mit dieser Annahme stimmt überein, dass in 
der deutschen Uebersetzung des Privilegs im Eisenbuche Ar- 
tikel 4 keine Ueberschrift hat und Artikel 13 und 14 in einem 
Artikel zusammengezogen smd. Der Text in dem Lfibecker 
Codex würde in dieser Hinsicht der ursprünglichen Gestalt 
näher stehen, als die beiden anderen üeberlieferungen. Der 
schwerfalligen, zugleich aber auch inconsequenten Kubricirung 
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(]i<'scs Privilegs beecgnen wir in gleicher Weise bei anderen 
Stücken des Lübecker Codex; sie scheint hier lediglich das 
.stömperhafbe Werk des Sobreibers 211 sein. Viel^nSUier stehen 
sich der AViener Codex 352 und das Eisenbucli. Wie sehr 
sieh auch betreffs der Gliederung des Textes die beiden Hand- 
schriften gleichen, so schliessen doch die Varianten zwischen 
ihnen die Annahme der Ableitung des einen Textes aus dem 
andern vollständig aus, vor allem darum, weil die jüngere 
Oo|pie im ESsenlmche, welche die abgeleitete edn müsste, zu- 
weilen die besseren Lesarten hat. Sie haben, offenbar eine 
gemeinsame Vorlage, welche bereits den älteren noch un- 
getheilten Text, aus dem unmittelbar der Lübecker Codex 
schöpfte, in der durch die beiden Ueberlieferungen gegebenen 
Weise umgestaltet bat. Mit iiücksicht auf die unverkennbare 
ZiiBammengehSrigkeit stellt sich bei dem nnlengbaren Gegen- 
satze, welcher wieder zwischen den üeberliefenmgen besteht, 
das Verhältniss der haadscbriftlichen Redactionen folgender- 
massen heraus, wenn ich bei der Aufstellung der l^ebersicht 
mit A den Wiener Codex 352, mit B die Abschrift im £isen< 
buche und mit C den Lübecker Codex bezeichne. 

J^) 

A B 

Bei dieser Darstellung des Verh&ltnisses der drei Hand- 

schriften nahm ich auf das Alter und die Genauigkeit, mit 
der jede ihre unmittelbare Vorlage wiedergab, Rücksicht. 

Die nächstliegende Frage nach dem Grade der Glaubwürdig- 
keit der den drei Texten gemeinsamen Vorlage kann nur aus 
inneren Gründen gelöst werden, weil die handschriftliche Ueber- 
liefernng das negative Resultat ergibt, dass die offenbaren Yer-^ 
uulemngen, wie Artikeleintheilung und Rubricirung, nur den 
uns vorliegenden Texten anhaften, diese nicht die ihnen zu 
Grunde liegende Urkunde besass, also bei ihrer Beschaffenheit 
keinen weiteren Rückschluss zuläest. Wenn aber mit der bei 
diplomatischen Untersuchungen einzig möglichen Sicherheit 
ans dem Inhalt wirklich erwiesen werden kann, dass die üeber- 
liefenmgen mittelbar auf das Original zurückgehen, dann wird 
eine kritische Reconstmction des Textes die gesuchte authen- 
tische Form des Privilegs bieten können. 

Bei der Prüfung der gemeinsamen Vorlage gehe ich von 
den durch die früheren Untersuchungen sicher gestellten echten 
Artikeln aus. Als solche bezeichnete Lorenz in seiner Ab- 
handlung über die beiden Wiener Stadtrechtsprivilegien S. 99 
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lind 111, die Artikel 0, 13-16, 21—27. 20— 8n der nach der 
Wiener Handschrift :iö2 bei Tomaachek gedruckten Urkunde ü. 
An SUAU der übrigen Artikel bielt er das Fridrioianiun in seinem 
f^anzen Umfange nnd die. Artikel 16—19 des Albrecbtinums 
für die . vermuthbaren Bestandtheile des Original diplomes. 
Da die acht ersten Artikel der Urkunde b mit den ent- 
sprechenden acht Artikeln des Fridricianum ihrem Inhalte 
nach vollständig übereinstimmen, so wären folgerichtig die 
Varianten der ersten acht Artikel der Urkunde b wertlos, 
weil sie auf die Ueberlieferong znrHckznffilii^en. sind, und das 
Fridricianum müsste in seinem ganzen Umfange in dm hena- 
stellenden vermnthliehen Originaltext aufgenommen werden. 
Ebenso könnten die Artikel 10 und 11, welche in der Hand- 
feste Herzog Albrechts von 1296 verändert erscheinen, nur 
wiederum in der Fassung des späteren Privilegs für dieOriginal- 
nrknnde Rndolf 8 in Ansprach genommen werden; die übrigen 
Artikel also 12, 17, 18, 19, 20, 28, 34 und 35 wären als 
Zusätze des Bearbeiters auszuscheiden, hingegen die Ikstim- 
mungen der Artikel 16 und 19 der Handfeste Herzog Albrecht's 
als Theile der echten Urkunde Rudolfs liinzuzugeben. 

Wenn diese Annahmen sicher stünden, dann hätte das 
Originaldiplom Rudolfs sieh weaenfUeh anf dner anderen 
Beätsbasis bewegt, als die Urkunde />. Doch fehlt denselben 
der positive Beweis nnd so lange derselbe nicht erbraeht ist, 
erscheint die Hypothese unbegründet. Wer auch immer eine 
Reconstniction in der ani^edeuteten Weise nicht billigen könnte, 
muss doch zugestehen, dass mit richtigem Scharfblicke Lorenz 
die einzig sichere Beweisgrandlage geschaffen hatte, indem er 
die in der Zeit zwischen den IMimden K. FriedricVs und 
H. Albrecht's liegende Handfeste Rudolfs durch die beiden 
anderen Urkunden kritisch zu beleuchten suchte, so dass nur 
auf der von ihm geschaffenen Grundlage jede weitere Unter- 
suchung vor sich gehen kann. 

Die Unterscheidungen, die sich zwischen K. Friedrich's 
Urkunde von 1237 und den ersten 8 Artikeln der Urkunde b 
finden, sind theils irrelevante Zusätze, theils aber wesentliclie 
Aenderungen. Tomaschek in seiner Abhandlung (a. a. 0. 
S. 309 — 311) hat durch einen eingehenden Vergleich der acht 
Artikel unserer Urkunde mit den entsprechenden Satzungen 
in der Handfeste H. Albrecht's herausgefunden, „dass Albrecht 
bei der Abfassung seines Stadtrechtes unsere Rudolfinische 
Urkunde nnd nicht das Fridricianum unmittelbar als Vorlage 
benutzte". Gegenüber dieser Thatsache ist die Ansicht, dass 
nichtsdestoweniger die Urkunde /> bloss ein Rechtsentwurf des 
Rathes sei, den der Herzog Alhredit modificirt hätte, nur dann 
berechtigt, wenn die Aenderung des Einganges, die abweichende 
Formulimng der Bestimmungen der Artikel des Fridricianum 
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von Seiten des Rathes erklärt werden können. Denn gleich 
mit Absicht ist entweder die Wiederholung des Fridricianum 
unangekündigt geblieben oder die Form des Transum^tes ausser 
Acht gelassen worden. Der Bearbeiter des Originaldiploms 
würde also, wmn der veränderte Eingang nicht schon im 
Originalprivilege gestanden hat, im Bewusstsein von der Vor- 
lage wesentlich abgewichen zu sein, den Standpunkt eines 
Kanzleibeamten eingenommen haben, der ein Actenstück weder 
als einfache Emeuening bezeichnen kann, noch transomiren 
darf, an dem er Aenderungen yomalim. Wosn aber eine solche 
Bedenklichkeit, da ihm viel nSher lag, darnach zu streben, 
dass der Entwurf des Rathes, wenn er an Stelle des Originals 
bei einer etwaigen Bestätigung gelten sollte, in der Form daa 
Original möglichst genau wiedergäbe. Und war der Entwurf 
eine blosse Petition des Rathes, danu wäre es sicherlich nicht 
nothwendig gjewcoen, diesen erst unter der Aegide dm Karaens 
K. Bndoli mit einer falschen Zeugenreihe sn versehen. Aber 
eben so schwer lassen sich die Aenderungen des Inhaltes der 
erwähnten acht Artikel auf einen Parteigänger des Stadtrathes 
zurückführen. Denn die einzige Concession zu Gunsten des 
Käthes ist im 1. Artikel vielleicht die Hin weglassung der Glausei 
neeeaae yuerd" in der Bestimmung, dass bei der Einsetzung 
des Stadtriohters der Rath der Bürger beigezogen wexden sollt^ 
weil man darin eine Fortentwickluig der Stadt&eiheit sehen 
mn^B. Die Theilnahme der Bürger an der Einsetzung des 
Stadtrichters war zur Zeit der angeblichen Entstehung der 
Urkunde b gegenstandlos geworden, da Wien bereits auf- 
gehört hatte, Reichsstadt zu sein und als Landesstadt den 
landesfarstlichen Stadtriohter ein&ch von dem Herzog erhielt. 
Auch die ausnahmswdse Zuziehung der Bürger zur Wahl des 
Richters ging ihnen verloren. Nimmermehr konnte sich der 
Rath der Täuschung hingeben, dass ihm f!;eränge, durch an- 
fechtbare Ansprüche dieser Art seine politische Freiheit wieder 
zu erlaugen. Es klingt also auch hier unwahrscheinlich, dass 
die Rathspartei die AnalaBsung der erwihnten (Ransel ver- 
anlasst hätte. Viel wahrscheinlicher ist, dass sich die Bürger- 
schaft die bedingungslose Theilnahme bei der Wahl des Richters 
von K. Rudolf erworben hat. Er konnte das Zugeständnis um 
80 leichter machen, als die Wahl des Stadtrichters in der kaiser- 
losen Zeit, während der Ottokar die angesehenen Bürger Wiens 
in jeder Hinsicht begünstigte, sicherlich mit Zaziehnng der 
Bürgerschaft erfolg sein mochte und die Einsetzung ungeachtet 
der llitwirknng dieser ihm allein zustand. 

Die kleinen, sachlich unwesentlichen Zusätze stimmen 
vollständig mit dem Kanzleigebrauche überein, bei Erneuerung 
früherer Rechte die einzelnen Bestimmungen stricter zu fassen. 
Und die wesentlich neue Fassung des 4. Artikels, in welchem 
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an Stelle des froheren Geriehtstondea der Bfirgersohaft nur 
das Zeugnis von Bürgern gegen den Beklagten zugelaseen 

wird, kann auch nicht für eine Vernnechtnng der Bestimmung 
des Fridricianum zu Gunsten des Käthes angesehen werden, 
Enthielt sie in sich direct eine Concession an den Rath, dann 
hatte Herzog Albrecht da« naurpirte Yoiredlit nidit nnr an- 
erkannt, sondern geradesni im Artikel 6 aemer Handfeste Über- 
boten; abgesehen davon, dass es doch kaum dem Rathe gelnngen 
wäre, solche Ansprüche mit Erfolg für sich geltend zu machen, 
weil der ausserordentliche Gerichtsstand der Bürger vor dem 
Bürger eine weitgehende Freiheit ist, auf welche die Bürger 
niemals zu Gunsten des Rathes freiwillig verzichtet hätten. 
Anderseits seigt die Anfhebnng aller <£Bno8Bengeriehte das 
unverkennbare Beatreben, der Gleichheit aller vor dem Gesets 
Ausdruck zu geben , welche Anschauung Rudolf eben in den 
Wiener Stadtrechtsurkunden verfocht. Gerade in der Aenderung 
des Rechtsinhaltea von Artikel 4 ist die Einwirkung des Königs 
unverkennbar und nur von ihm rübrt auch die geänderte Be- 
stimmung her. 

Stent nun fest, daaa Herzog Albrecht die Artikel dea 
Fridricianum in der veränderten Form der Urkunde b benfitst 
hat , dass diese Aenderung nicht von dem Verfasser eines 
Rechtsentwurfes , wohl aber von K. Rudolf herrühren könne, 
80 gehören folgerichtig die ersten acht Artikel der Urkunde b 
dem Originalprivileg K Rudolf s an. Wttto» aber folgt, daaa 
die acht Artikel, nachdem sie durch Aendemngen neues Beeht 
geworden waren, nicht als Recbtssatzungen K. Friedrich*s 
von der Kanzlei bezeichnet werden durften. Die Beziehung 
auf K. Friedrich musste in diesem Zusammenhange wegbleiben, 
was nicht hinderte, wie es auch geschah, dass an anderem 
Orte dea Antheils K. Friedrich^s an der Ausbildung des 
Wiener Stadtrechtes Erw&hnnng gethan wurde. Da der Artikel 9 
der Urkunde wie Tomaachek erwiesen hat, aich unmittelbar 
an die aus dem Fridricianum recipirten Satzungen anschloss, 
war auch das Ende der Urkunde K. Friedrich's von 1237 
im Originalprivilege übergangen worden. Damit fällt die 
Ansicht, dass das Fridricianum verbotenus in die Urkunde 
Rudolfs aufgenommen werden konnte. 

Ich wende mich jetzt zu den Artikeln 10 nnd 11. An Stelle des 
ersteren sollte nach dem obigen Reconstructionsversuche der Arti- 
kel 17 des Albrechtinum kommen. Verglichen mit Artikel 10 ist Ar- 
tikel 17 des Albrechtinum eine blosse Uebersetzung desselben. 
Zwar wird die Wendung iure viUitum et viilifmum per.sonarum 
mit »aentmaeaaigea rechtea und aentmaeasiger gestalt" wieder- 
gegeben, wShrend ea in dem deutachen Texte dea Rndolfinnm 
heisst: „ritterUchs rechtens rittermässiger leut", allein wie 
Tomaachek in seiner Abhandlung a. a. O. S. 314 nachgewiesen 
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hat, beziehen deh did beiden Wradnngen anf daaaelhe Beohtg- 
verhSltnis, wenn auch, wie Lorenz richtig ergänzend hinznf&gt, 

dadurch keineswegs eine Gleichstellung des Biirgerstandes der 
Landstadt mit dem der Reichsstadt ausgedrückt werden sollte. Die 
ganze Fassung des Artikels zwingt uns gerade anzunehmen, 
dass Albrecht den Artikel 10 der Urkunde b vor sich hatte. 
Ans der Unterwerfimg der Stadt unter die Landeshoheit geht 
wohl, eine Aenderang der Bedeutung des Artih^ 10 der 
Urkunde h und des Artikels 17 im Albrechtinum hervor, allein 
im Uebrigen stimmen sie ganz überein; Artikel 10 hat ohne 
Zweifel dem echten Privilege Kaiser Rudolfs angehört. 

Zwischen dem Artikel 11 und dem Artikel 18 der Urkunden 
H. Albrecht die in der Ausdrucke weise gleichfalls überein- 
etinunen, besteht wirklich ein nicht nnweeentiicher üntersohied. 
iDurch den Zusatz, ,in der gesellschafte sei der lichter von der 
stat' wird dieser in die Zahl der Rathsmannen TOa Albrecht 
einbezogen; hingegen bleibt die Stelle \quam sacri impertt*^ 
in der Urkunde Albrecht' s aus. Dass dem Ausdrucke forma des 
lateinischen Textes der Urkunde ^, welcher in der deutschen 
Version mit «allez daz darinne genannt ist*,, nmaehriehen wird, 
bei Albrecht „den orden und die reohtüchkeit" entspricht, will 
ich bloss als Versuch, einen Terminus teehnicus wiederzugeben, 
erwähnen. Die Auslassung der Beziehung auf das Reich ver- 
steht sich in der Urkunde H. Albrecht's ebenso von selbst als 
• der Bezus darauf in dem Diplome K. Rudolfs. Der einzige 
TTntOTsehied hestfinde demnach in der Einbeziehimg des Stac»^ 
riohters in den Rath. ]>ie dorch die Handfeste K Albrecht*s 
bestätigte Erweitemng der Gerechtsame des Stadtrathes, gegen- 
über der SteUung, welche er in den Zeiten der Babenherg-er 
innehatte, wird durch den Richter nicht unmittelbar alterirt. 
Nach dem Artikel 28 des Stadtrechtes H. Leopold's II. von 1221 
und Artikel 27 der Handfesten H. Friedrich's II von 1244, 
dessen erste Bestimmung. Artikel 11 unserer Urkunde ent- 
spricht , g^ört der Biohter nicht zu den Rathsmannen , und 
es ist kaum zu begreifen, weshalb Rudolf dieses Verhältnis 
eerade in dem Augenblicke geändert hätte, als er die Stellung 
des Rathes festigte ; um so weniger konnte das in seinem Inter- 
esse li^en, als der Stadtrichter ohnehin in der reichsunmittel- 
haren ^dt nicht die Rolle spidte wie in einer Landstadt. ' 
Anders stand die Sache, unter H. Albrecht: so wie er als 
Landesherr den Richter ohne weitere Rücksicht auf die Bürger- 
schaft einsetzte, so wollte er sich auch offenbar durch Ein- 
beziehung desselben in den Rath dauernden Einfluss auf den 
Rath sichern. Die Differenz zwischen dem Artikel 1 1 der 
Urkunde b und dem Artikel 18 des Albrechtinum gleicht dem 
Unterschiede von K. Rudolfs Vorgehen und von H. Albrecht's 
Plänen. Der Artikel 11 stand offenhsur ganz in der Fassung 
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der XJrkimde h im Originalprivüege E. Rudolfs; H. Albreelit 
änderte ihn nach seinem Sinne. Daas der Znsatz des Stadt- 
ricliters Albrocht zuzuschreiben ist, läast sich auch aus der 
HinrufüguTig der durch denselben nothwendigen Bestimmung 
folgern, die im Artikel 19 fi;egeben ist, welcher in unseren 
Ueoerlieferungen der Urkunde Rudolfs fehlt. 

Anob diejenigen Artikel| welche Lorenc als Zas&tze eines 
spateren Bearbeiters aus der ürknnde h ausgeschieden hatte, 
enthalten durchaus nicht Satzungen, welche ihre Authenticität 
bedenklich raachen würden. Gleich der Artikel 12, welclier in 
der Urkunde H. Albreclit's nicht enthalten ist, geht in der 
Sache auf eine Bestimmung der Babenberfl|er Stadtrechts- 
ürlnmden des Artikels 28 in dem Frivil^nm fi. Leopold's VI. 
und des Artikels 27 in dem Diplome H. Friedliche IL nun 
Theil selbst im Ansdrack xorOcfc. 



Leopold nnd Friedr. 

H quidquid üdmn mhoc 
agani et aisp onant, iudex 
nullo modo audoat irrt- 



tare. 



Bndol£ 

item quid quid iüi conmdt» cwdaiti 
.... ovdkumt €t dioponant .... 

nee ah eorum Judice nec ah alto 
hom ine quocitmque alüer irr itetur. 

Das Reclit statutarischer Gesetzgebung besass "Wien und 
in vollständig unbedenklichen Artikeln der Urkunde a wird 
darauf hingewiesen. So werden im Artikel 58 decreta, im 
Artikel 60 statuta consulum erwähnt. Neu ist, dass der König 
sich in dem Artikel 1 2 verpflichtet, soweit iitxta honorem imporü 
et vtüilaiom dvium et eioSUAeo vom Rathe Beschlüsse gefasst und 
Massregeln getroffen werden, dieselben aufrecht zu erhalten 
und ihre Aufrechthaltung zu beschützen, und weiter die Ver- 
fügung: „Äi iudex civitatis utilibiut coruni ordinationibus debita 
proniptitudine non astaretf ij}8um quasi statuta tnipcrialia contemp- 
nontem |Mr graoem eorredionem rerum Otperaone eorriiji faeUmuo,* 

Die erstere Bestimmung geht ans dem Sohntzverhälbiis 
zwischen König und Stadt selbst hervor. Die zweite Verfügung 
ist nur eine Folgerung aus den im Artikel 11 dem Rath ver- 
liehenen Machtbefugnissen und wird zwar mit Rücksiclit auf 
den Unterschied anderer Stellung zu einem Landesfiirsten ver^ 
Siidert, doch — wie Tomaschek a. a. 0. S. 327 berdits her- 
vorhebt — der Sache entsprechend im Artik<d I der Urkonde 
H. Albrecht's mit den Worten wiedergegeben: «vnd 8wa der 
richtrer der stat reht und ihrem vreitum , die sie von uns 
habent und herbracht habent, angreifen und uobergreifen wolde, 
des sttoln wir in bessern nach dem rate des rates ze Wien." 
Waonim aber Albrecht, der dem von ihm eingeaetsten Stadt- 
richter in jeder Hinsicht den Wirkungskreis erweiterte, den 
Artikel 12 der Urkunde b wegliess, sagen die dem obigen 
Satze folgenden Worte des Artikels 1. seiner Handfeste: «doch 
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sol der rat dem richter zngesten sinea relites und snoln in niht 
hindern an seinem gerihte.'* Durch die beiden BestimmiU^n hat 
Herzog Albrerht genau denWirkiingskreis des Rathes gegenüber 
dem landesfüi'stlichen Stadtrichter abgegrenzt. Der Artikel 12 
widersprach der von ihi^ vertretenen Auffassung gegenseitiger 
Beclitntelliinff^ weil damaeli mindestens sehembar & Ekshter 
in ffewisser Hinsicht abhängig vtm dem vSUiff autonomen 
Batne war; folgerichtip^ muaste er wegbleiben, mn neues in 
den vorhergehenden Bestimmungen nicht schon enthaltenes 
Ref^ht wurde dem Rathe in dem Artikel nicht verliehen, darum 
schon ist die Wahrscheinlichkeit einer Interpolation sehr 
geringe. Die Echtheit des Artikels wird noch dadurch 
verbürgt, dass Andolf, der die übrigen Bestimmvii|;«i des 
Artikels 28 des Leopoldinum respective 27 des Fridziciannm 
in den Artikeln 11 und 1.5. wenngleich modificirt, anfgenomraen 
liatte, sicherlich auch die in der Mitte stehende Verfügung nicht 
übergangen hat. 

Den Artikel 17 auszuscheiden finde ich um so weniger 
notbwendig, als er nur den GMUmken des vollstindig wSm- 
denklichen Artikels 16 fbrtsetEi und der Inbalt desselben bis 
auf den Satz „sicut jaeturam rerum et personarum per indiana^ 
tionem ■mnie^^faiis nostre voluerint em'tnre^^ der als eine Berufung 
auf die königliche IJngnado. .selbstverständlich wegblieb, wört- 
lich in den Schlussatz des Aitikels 23 der iiandleste Herzog 
AlbrechVs L fiberging. Nnn ist gerade die im Albreehtinnm 
w^lgeUiebene Wendung ganz in der Urkundensprache Rudolfs 
abgefasst, was die analoge Stelle im Privileges. Badolfs für 

die Hausgenossen : j^siciU jnrfiiram rmiyn entare vohirrit ti pfr- 
sone* am besten beweist. Dagegen schwieriger steht die Sache 
bei dem Artikel 18. Lorenz ändet den Wortlaut dieses Artikels 
in einer königlichen ürknnde auffallend nnd betracbtet den- 
selben als prophylaktische Massregel des Bathes zum Schutze 
seiner hohen Ansprüdhe. Die Voransaetznng, dass der Baih, 
entweder in Folge von Streitigkeiten, oder um alle Schwierig- 
keiten sich aus dem Weg zu räumen, Aniass nahm, einen der- 
artigen Artikel zu interpoliren, hat nur so lange berechtigte 
Wanrscheinlichkeit , als die in den vorhergehenden Artikelii 
ausgesprochenen BdEugniese des Bathes bloss für bMJispmcbte 
Beente gehalten werden, und verliert sie, sobald die Echth^t 
dieser ausser Zweifel steht. Denn entweder .stellte sich eine 
Anordnung wie diese, bei der Erneuerung des Privilegs als 
Bedürfnis heraus , dann hätte H. Albrecht keinen (jrund 

Sehabt, dieselbe in seine Handfeste nicht aufzunehmeni oder 
er Sehnte des Landesfürsten machte sie überflüssig, dann 
wäre es einen derartigen Artikel zu interpoliren sinnlos gewesen. 
Wer dem gegenüber darauf achtet, dass die (-Jesammtbürger- 
schaft durch den Verlast des Gerichtsstandes d^ Bürgers vor 
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dem Bürger, darch die Aufhebung der Sondergerichte bis auf 
das Lehen- und Berggericht und das des Münzmeisters für die 
Hansgenosnen Freilieiten eingebüsst hatte, die dafür ertheilten 
Machtbefugnisse an den Rath nur den Circs jxUiore^ zu Gute 
kamen, die Handwerker und Zünfte aber, gegen welche Rudolf 
im Siune der bestehenden Ueschlechterherrschaft vorging, mit 
den besiehenden Verhältnissen nicht zufrieden sein konnten, 
der wird vollkommen erklärlich linden, diiss Rudolf die Ge- 
sammtbürgerschaft direct verpflichtet, für die Erhaltung der 
Privilegien, Rechte und Freiheiten dem Richter und dem 
Rathe zur Seite zu stehen. H. All»reclit liiiigi'gen konnte diese 
Verfügung um so eher fallen lassen, als diuch die landes- 
herrliche Gewalt die Ordnung viel leichter aufrecht erhalten 
werden konnte, und da er offenbar den Handwerker begün- 
stigte, um mit seiner Hilfe einen vollständigen Sieg über die 
Ansprüche des Rathes zu erringen , wohl auch jeden Grund 
zu einem Misvergiiiigen beseitigt hatte. 

Der Rechtsinhalt der Artikel 19 und 20, deren ersteren 
man als ein niinmBofaribiktefl prwäegium de non appeüando 
angefochten hat, wurde von Tomaschek (Abhandlung a. a. 0. 
318 — S20) eingehend untersucht und deren Glaubwürdigkeit 
überzeugend dargethan. Die Authenticität dieser beiden 
Artikel kann um so w-eniger bezweifelt werden, als sie in 
den Artikeln 27 und 30 des Albrechtiuum fast vollständig 
wiederkehren und die abweichenden Wendungen geradezu die 
Echtheit der beiden Satzungen bekräftigen, weil sie sich nur 
aus der verschiedenen Stellung der beiden Verleiher ergeben. 
Da ich mich auf den Text in den Geschichtsquellen der Stadt 
"Wien fortwährend berufe, möchte ich hier nur noch hinzu- 
fügen , dass die Lesart des Lübecker Codex und des Eisen- 
buches „aä tu rat um cimtatis comämm'* die richtige ist, und 
an Stelle der von Tomaschek in seinem Text aufgenommenen 
Version des Wiener C!odex 852 f,ad indieatum cwUatü eon- 
nimm'* zu setzen wäre. Die erstere Lesart wird nicht nur 
durch die deutsche Ueberaetzung der Urkunde K. RudolfSi 
sondern auch durch H. Albmcht s Privileg gut bezeugt. 

Ueber Artikel 28 sagt Lorenz in seiner Abhandlung 
über Stadtrechts-Privüegien , dass in einem blossen Entwürfe 
das Versprechen einer Ausfertigung mit goldenem Siegel nach 
erfolgter Kaiserkronung kaum Platz gefiinden hätte, ent- 
schliesst sich doch im Traufe der Untersuchung für die Weg- 
lassung dieser Stelle. Tomaschek sucht die Kohthoit des 
Artikels durch Hinweis auf die Urkunde K. Rudolfs vom 
25. April 1278 (Böhmer Reg. Rud. 434), worin der König 
verspricht, dass sein Sohn Hartmann , nachdem er selbst mit 
ihm kaiserlichen Diademe geziert sein werde, mit Einwilligung 
der WahUursten zum rümiscben Könige genommen werde, 

b 
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Kind die Urkunde Tom 4. September (niobt 4. April) 1281 
(Böhmer Beg. Bnd. 622), worin Budolf, der hier ausdrücklich 

sagt: „si'citf ah'nst .... fiuh ciri'o slgillo st'/n' <'0)icessiinu.'i die 
Verleihung unter Anhängung einer goldenen Bulle erneuert 

f laubwürdig zu machen. Die Beweiskraft der Folgerungen 
ömaschek'ä aus diesen Urkunden ist eine sehr geringe, und 
80 lange nicht andere Gründe für die Echtheit herbeigebraeht 
werden können, bleibt Lorenz vollständig im Recht, wenn er 
auch in seiner Abhandlung über die Reichsstädte daran fest- 
hält, dass die erwähnte Sanctionsformel auf eine Umarbeitung 
des Originals zurückzuführen sei. Wäre der Artikel wirklich 
interpolirt, so läge der Wert eines derartigen Zusatzes bloss 
in dem Umstände besondere betonter Bekräftigung der Unan- 
fechtbarkeit des Rechtsinhaltes. Bas aber wäre in einem 
Bathsentwurfe gleichbedeutend mit einem trotzigen Pochen 
auf seine Rechte. Ob aber ein solches Vorgehen Albrecht's 
schroffem Auftreten als Landesherr gegenüber vom Rathe 
tisch klug gewesen wäre, will ich dahingestellt sein lassen. 
Bath hätte ferner, wenn er den angedenteten Zwe^ mit 
dem Artikel 28 verfolgte, doh dnroh ihn zu den Worten der 
Corroborationsformel y^salva tarnen m^jeriaU m&u r§gia potestate, 
</ff>' iuris viiicuh'x non ligntur^ in Widerspruch gesetzt. Da- 
durch wird die Wahrscheinlichkeit der Interpolation arg er- 
schüttert. A\'^cnn aber nicht eine bestimmte Absicht mit der 
Zusicherung verbunden sein sollte, so wäre sie för einen späteren 
Bearbeiter um so bedentnngsloeer, als der yorausgesetste 
Eventualfall gar nicht eingetreten ist, ja es wäre auffallend, 
das's die bloss geplante Kaiserkrcinung für eine sachlich irre- 
levante Formel zu einer Zeit benützt wurde, in der sich schon 
die Ansicht gebildet hatte, Rudolf habe absichtlich nicht nach 
Italien gehen wollen. Wird aber die Verunechtung wahrschein- 
liehf dann bleibt noch die Frage Übrig, ob nicht der Artikel 
an sich zur Aimahme der Unechtheit dennoch zwingt. Allein 
au eh dieser Grund besteht nicht. Nach der Urkunde Reg. 434 
wird wenigstenn das eine nicht mehr bedenklich erscheinen 
können, dass von Rudolf des Planes, die Ivaiserkninung zu 
erlangen, in einer Urkunde erwähnt wird. Ausserdem wird im 
Artikel 28 der Eaiserkr^nnng mit den Worten gedacht : „^o«# 
guam domino conccihnte diademate imperit fucrhnm coronatiy'^ die 
unwillkürlich an den Satz in der Urkunde RudolTs Beg. 434 
„cum hnpen'a/i diadcnuifc dicnia fnn iife cltinentia irunijni'ti fue- 
rimius"' gemahnen, und uns erweisen, da.ss dieser Theil des 
Artikels ganz in dem Kanzleistile Rudolfs ubgefasst ist. Und 
.das Versprechen in diesem Falle, die Erneuerang unter An- 
hängnng einer goldenen Bulle zu vollziehen, würde selbst 
dann, wenn eine solche Zusicherung ohne Analogie wäre, die 
Annahme der Unechtheit nicht berechtigen, weil Einzelfälle 
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nicht darnach beurtheilt werden dürfen, dass sich für sie kein 
weiteres Beis])iel anführen lässt. Im Inhalt vollständig nnver- 
änderte Neuausfertigungen von Königs Urkunden durch den 
nrsprüngUcben Aussteller erfolgten fast regelmSssiff, wenn der 
deutsche ^önig die Kaiserkrone erhielt. Besonders solclie 
Parteien, die gerne jedes ihrer Rechte wiederholt verbrieft 
hatten, säumten nicht, wenn sie die Sportein leicht zu bezahlen 
in der Lage waren , sich solche Neuausfertigungen zu ver- 
schalen. £s widerspricht durchaus nicht dem Kanzleigebrauch 
nnd ist selbst nickt einmal 8»&llend, dass K. Rudolf, der nm, 
diese Z^t den Plan einer Romfblirt offen ansspracli, die Zu*' 
sioberung einer aoloben Renovation möglicher Weise auf die 
Bitte der Biir(:;pr in sein Privileg aufnahm. Und schon dadurch 
würde die Echtheit de« Artikels 28 sehr wahrscheinlich werden. 
Zur Sicherheit wird sie nun dadurch, dass die Zusicherung der 
Kenovation nicht ohne Analogie dasteht. Mir ist wenigstens 
noch ein Fall bekannt. In der Urkunde Rudolfs vom 28. Mftrz 
1280 (Böhmer Reg. 531. Mon. Germ. L. IL 423 f.) heisst es 
zum Schlüsse: „promittentea nihäomimLi pretiicta omnia et 
«inffufd po st quam impe r ial e diadema dante <lomino 
SHHcepiinus renovare nd maiorevi et perpetuavi Jinuitateni.^ 
Die Bestimmung unterscheidet sich von dem angefochtenen 
Artikel 28 nur um die W^orte: ^nureo th^pario eonsiffnünda*, 
die an sich bei dem bestehenden Kanzleigebrauche auch die 
Art der BesiegUmg anzukündigen schon nicht bedenklicli 
erscheinen können, mit Hinblick auf den von Tomaschek gege« 
benen Fall in Reg. 022 es auch nicht sind. 

Der zu. den Schlusstormelu gehörende Artikel 34 findet 
sich wörtlich fibersetzt im Artikel 39 der Handtfeste Albreeht's; 
dort ist nur die bereits erwähnte Glausei „«a/va tamm imperialt 
aeu reffta potejitate, que iuris vineults non li^atur'^ ansgefassen, 
Dass diese Schlus.sclansel, wornach der König jederzeit «las 
Rechtsverhältni.s.s der Stadt zu ändern vollständig befugt 
erscheint, im Interesse der Rathspartei von einem Bearbeiter 
in den Text eingesohobra wurde, wird Niemand ernstlich 
behaupten wollen. Wie aber gerade eine solche Beschränkung 
im Sinne Rudolfs lag, wird nicht nur — was Tomaschek 
ri(ditig hervorhebt und treffend begründet — dadurch erhärtet, 
daas Kudnlf eine hohe Meinung von der Würde der königlichen 
Gewalt hatte, sondern geht auch aus der Erwägung hervor, 
dass Rudolf, wenn er auch öffentlich nicht die Absicht einer 
neuen Verleihung der österreichischen LSnder kund gab, keinen 
Augenblick den Plan ausser Adit Hess, diese erledigten 
Lehen seinem Hause zuzuwenden. So kann auch gegen diesen 
Artikel kein begründeter Einwand erhoben werden. 

Der SchluHsartikel 3ö enthält die gleich hohe Geldstrafe 
von 100 Pfund Guld, wie der Artikel 9 des Fridricianum, von 
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der die Hfilfte dem Fiscns zufällt. Heber die andere Hälfte 

bestimmt das Fridricianum , daaa eie den jui.ssi^ inhiriam, 
Rudolf genauer memoratia civllms nosfris Wiennen.sibu8 zuüelet 
Der Inhalt des Artikels ist, wenngleicli er in der Herzogs- 
urkunde fehlt, durch die Vonirkuiide beglaubigt. Die Formu- 
lirung weicht von derselben ab, entspricht hingegen njenau den 
Formeln der Kanzlei E. Budolf s der gleichen Zeit ; ich branche 
nur statt vieler Beispiele auf das Privileg K Kudolf's fSr 
die Wiener Hausgenossen und auf seine Handfeste für Wiener- 
Neustadt hinzuweisen, um die angestellte Behauptung hin- 
länglich zu begründen. 

Sind demnach alle die angefochtenen Artikel wirklich 
erwiesene Bestandtheile der echtä Urkunde Bndolf s und duf 
man nach diesen Auseinandersetzungen mit Recht annehrnm, 
dass in der Ueberliefernng der besprochenen Artikel der Ur- 
kunde 6 keine Zusätze fremder Bearbeiter enthalten sind, sn 
liabe ieh nur noch zu erweisen , dass in der echten Urkunde 
Rudolfs auch keine anderen Ailikel waren als die in Urkunde b 
enthaltenen. 

Nach dem oben erwShntenBeoonstructionsyersttche würden 
auch die Artikel 16 und 19 des Albrechtinum für dieses Pri« 
vileg in Anspruch zu nehmen sein. Artikel 16 schliesst an 
den letzten Passus des Artikels 15 über die Weinberge an. 
Wenn der dem letzteren Artikel entsprechende Abscihnitt 9 
der Urkunde K. Rudolf's, was bisher auch aligemein ange- 
nommen wurde, in seiner echten ursprünglichen Fassung vor- 
liegt, so unterscheiden sich die beiden Fassungen, abgesehen 
von einer Auslassung, die von H. Albrecht's Standpunkt ge- 
boten war, durch Umstellung der Bestimmungen in Albreclit's 
Handfeste und zwar in der Weise, dass der Artikel 16 leicht 
angefügt werden konnte. Demnach wäre dieser Artikel ein 
erweitwnder Zusatz. Auch sein Inhalt führt zu dem gleichen 
Schluss. Faotisch druckt er nur den Schutz des Landesberm 
den Weinbergbesitzern gegenüber aus, indem den Bergmeistem 
untersagt wird, irgendwie ihre Rechte zu überschreiten. Es 
entspricht in dieser Hinsicht ganz dem Vorgann;e H. Albrecht's, 
die i3estimmungen K. Rudolfe dort, wo die neue Stellung der 
Stadt Wien nicht eine Aenderung gebot, mindestens zu er- 
gänzen und auszultihren. Artikel 19 hingegen kann darum 
schon nicht der Urkunde Rudolfs angehört haben, als dieser 
nur dann, wenn der Richter in den Rath bereits einbezogen ist, 
zu dem er in Folge der Anordnung Albrecht's gehörtet in das 
Stadtprivilegium aufgenommen weiden kf>nnte. 

Eben so wenig glaube ich, dass mau aus den Worten 
des Wiener Weichbildrechtes Artikel 90: „und haben auch 
das bestettet pei chunig Bnedolfen, daz man umb alles erb 
nicht antwurten schol an ewenteuer*, auf einen nun ni^t 
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mehr überlieferten Artikel des echten Riulolfininn .schlics.scn 
darf. Denn das "Weitlibildrerht ist doch die Arbeit eines 
Privaten, der nicht unmittelbar aus den Stadtrechts Urkunden 
schöpft, sondern bloss den Beehtsgebrancli anfiseielinet. Der- 
selbe kann daher leicht die Verwechslong begangen und so, 
was sich im Stadt reclite Albrech t*s wirklich vorfindet, auf 
Rudolf zuriickp^efiihrt halit ii. Wenn nach Schuster in seiner 
Ausgabe des Wiener Weichbildrechtes S. 35 in dem Artikel 2 
Albrecht's eine Einschränkung des alten Kechtes Ebenteuer 
zu fordern liegt, so beweist dies geradezu, dass in einem Ent- 
würfe von Seiten des Batbes ein £rtikel, der den Owe» poHore» 
grossen Einflnss anf die Ptooessfobrong sicherte, keinesfalls 
übergangen worden wäre. £r mnss daher anoh in der Original- 
urkunde gefehlt haben. 

Aus den bisherigen Krörtcrungen geht die Authenticität 
des disponirenden Theiies mit einer grossen Sicherheit hervor ; 
ob nun auch die Form und Anordnung des Originalprivileges 
in den vorhandenen Copien gleichfalls getreu überliefert ist, 
bleibt noch zu untersuchen. Freilich ist für diesen Theil der 
Untersuchung der Boden weit unsicherer. Doch dürite der 
Wahr.scheinlichkeitsbeweis auch hier gelingen. 

Vor allem handelt es sich um den ganzen einleitenden Theil 
der Urkunde, welcher dem disponirenden vorangeht. Dieser 
besteht aus Arenga, Publicatio und Narratio. Ich will durch 
die Trennung dieser Theile die Art des Zusammenhanges der 
Urkunde Rudolfs in stilistischer Beziehung mit den Privilegien 
K, Friedrich 'S II. und H. Albrech t"s I. deutlich machen. 

Die Arenga in H. Albrecht's Urkunde hat einen anderen 
Gedankengang als die in der Urkunde K. Rudolfs. Diese 
lehnt sieh enge an K. Friedrich*8 II. Diplom an. Es werden 
in der Urkunde b nur die Worte pcrfidiam ptmequatur und 



Beide Wendungen enthalten, wenn auch in allgemeinen Ans 
drücken, einen Ausfall gegen Herzog Friedrich II., der in einer 
Urkunde Rudolfs in der That nicht am Platz wäre. Die 
Auslassung der auf H. Friedrich bezüglichen Stellen, die in 
einem Rechtsentwurfe ^hl stehen geblieben wSren, wenn sie 
in der Originalurkunde sieh befunden hätten, zeigt die An- 
passung der Arcnn;a K. Friedrichs II. auf v\n Diphjm K. 
Rudolt's und erhärtet die Kchtheit des formalen Theiies der 
Urkunde //, sobald es gestattet ist anzunehmen, dass in einem 
Diplome Rudolfs die Worte und Gedanken der Urkunde eineu 
Vorgängers als eigfoie angeführt werden. Dem allgemeinen 
Kanzleigebra liehe widerspricht diese Verwertung einer Vor- 
urkunde nicht, denn liüufig hat die Kanzlei Vorurkunden als 
Formulare für Contirmationen und für VeT-leihnngen neuer Rechte 
angewendet. Einige der Zeit nach naheliegende Beispiele gibt 
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Tomaschek u seiner Abhandlung a. a. 0. S. 354. Doch 

wäre hier der specielle Gebraucli der Kanadei Rudolfs mass- 
gebend. Und für ihn, glaube ich, einen sprechenden Fall aus 
dersolben Zeitperiode heranziehen 5^11 dürfen. Die wörtliche 
Wiederholung der Satzungen H. Friedrich's II. über die Rechts- 
verhältnisse der Juden (Böhmer Ke^. Eud. 336) hat den Ein- 
gang der Vorlage voUsfwtig adoptirt: 

Friedrich U.: Endolf: 

Quontam unttts cutusque oon- 1 Quoniam unius cmusqfte comft'- 
ditionis in j\()stro d<>iii '\n>o c&ni- ' clonis homines sub Romano iV*- 
ynoranfes volumu.s ifrati'eac belli' pen'o constitutofi volunins grarie 
volentte nostre purticipea inve- ac beni volentie nostre parUcipea 

tnvtnire iudeis univ&raia t« districtu 
Auttriae ecmmorantSbuB htc wra 
diaiumiua iptia moiaidbUiter ohter" 
vtmda» 



nire, Judeia universia in dü 
trietu Äwiria canaiüuiia hee 
wra atatuitmu inviolahüUtr 
obaarvanda. 



Und H. Friedrieh*8 II., deeseii Satsuneen Rudolf in der 
Weise au&immt, daas der König darin an Stelle des Herzogs 
tritt, gedenkt er nur mit der Wendung: „Ad imitationem itnque 
clara mem&n'e <juonJnm Friderici duris Austriae et Sfin'e"'. Eine 
Urkunde ist daher durchaus nicht formlos, wt-iin sie eine 
Vorlage adoptirt, ohne sie zu transumiren oder aiä wörtliche 
Emenemng zu beaeiehnen. Die Yerändeningen in der Urkunde b, 
80 geringfügig sie sind, aeigen deutlich die accommodirende 
Eanzleikand. SelbstverstSncUich änderte H. Albrecht I. die 
Arenga; in einer Herzogsurkunde konnte von den Pflichten 
des Rovwnuin inijfen'um gegen dessen Völker nicht die Rede 
sein. Jedoch })eweist diese Aenderung keineswegs, dasa ihm 
die Einleitung in einer anderen Fassung vorgelegen sei, als 
die Urkonde b sie hat. 

Die Pnblikationfifonnel ist in allen drei Urkunden gleich. 
In der Narratio sehliesst sich wiederum das Rudolfinum enge 
an die Vorlage an. Nur wird in der Urkunde l> die Erwähnung 
der Gewaltacte des Herzogs Friedrich übergangen und die 
nach dieser Stelle an die vorhergehenden Gedanken anknüpfen- 
den Worte nConniderarUe» vkiuper, qualiter üdeiu cioea^ ausge- 
lassen. Eine wichtigere Aenderung ist, dass in der Urkunde b 
statt der Worte „nun^ptam par concessionem alicums beneficü de 
notitra et imperii transeant päteaieUa'* der Satz f,et ipsa civitm tnter 
fidelC'S et dUcctas civitates imperii spcrUditer comfn/fefnr'* gebraucht 
wird. Von der Rathspartei kann eine solciie zu ihrem Nach- 
theile gegebene, hingegen im Sinne des Königs gelegene Be- 
stimmung nicht ausgegangen sein. Diese stimmt hingegen ganz 
mit der Tendenz in den Sohlassworten der Corroborationsformel 
dberein. Nachdem jetzt sicher gestellt ist, dass Rudolf Dictate 
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seiner Vorgänger einfach aufnahm, so s})recheu die Aenderun- 
gen für £e Treae der üeberlieferun^ audi des einleitendeii 
Theiles in der Vrkimde i. Der Woriiant der Narratio in dem 
Privilege H. AlbrediVs Ins sn den Schlnesworten .als wir 

schiildic'h Hein unseren üben p^etrinwen" .... ist. abgesehen 
von den auf das Reich bezüglichen Wendungen der IVkunde 
nur eine Uebersetzung der Narratio des ßadoilinum. Bezeich- 
nend für des Verhältnias beider ist die Stelle: 

Kudolf: Alb recht: 

st?if nvtplej'i, devotione umbevangen, so dass nie mit l>e- 

proiiiptissima et fidc sincera^ raiten und mit J autern treuen, 

aus der hervorgeht, dass Albrecht die geänderte Einleitung 
des Fridricianum , welche Urkunde b hat, vorcfelegen sein 
müsse, weil gerade bier in der Ifrkande K. Frie£ieh'8 II. die 
Satsanlmüpfang eine ^anz andere ist. 

Auch die Aufeinanderfolge der Artikel wird darck 
Albrecht's Privileg vollständig beglaubigt. Sie ist bis auf den 
Artikel 20 die gleiche, welch' letzterer wegen des Zusammen- 
hanges mit einigen neuen Satzungen Albrecht's, in dessen 
Privilege eine andere Stelle einnimml Bas Albreclitinam 
Terbfirgt anoh, dass die Artikel 30^38 (Marktbestimmangen) 
wirklich in dem echten der Urkunde h entsprechenden Original- 
diplome standen und dort den Rcliluns der Yerfiigungen bildeten. 
Preiüch erwartet man selion mit dem Artikel 28, dem höchstens 
noch die Strafsanction folgen sollte , gleich Böhmer 531 das 
Ende der Urkunde, so dass die Artikel 29 — 33 als Znsatz 
snr nrsprünglicben Bedaction ersoheinen, docb ISsst sieh mit 
Bestimmtheit daraus nur folgern, dass die Abfassung der 
Urkunde nicht auf einmal geschah und die Artikel über 
Paltrara und seine Sölme, sowie die Marktbestimmungen 
erst später hinzugefügt wurden, nachdem der Haupttheil 
des Stadtrechts-Privilegs bereits redigii't worden war. Zusätze 
in Urkunden vor der Oorroborationsformel sind dnrckans 
nichts TTngewöhnliches. Aber für die Datining gewänne man 
aas diesem Umstände einen Anhaltspunkt. 

Der Artikel 20 lieweist, dass dif Urkunde nicht vor dem 
Mai 1278, um welche Zeit die Verurtheiluug Paltram's erfolgt 
war, in der überlieferten Form ausgefertigt sein konnte. Diese 
Angabe entspricht vollständig der fiberlieferten Datimng der 
Urkunde, widerspricht jedoch der bekannten Zengenreihe. 

Von den Handschriften bringen nur der Wiener Codex 352 
und die Lübecker Handschrift eine Zeugenreihe, die jedoch in 
den beiden Texten nicht ganz übereinstimmt. In dem Lübecker 
Codex fehlt Otto de Jl<i.^li>v> iudej: Austriae^ iktphanuis de Meumatre 
maheoleus Austriae, dagegen wird dort JBeftnidus.de Wüdoma 
manealeua Sttne genannt und noch ein Berrandut de Wüdonia 
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aufgeführt. Durch die Urkunden vom 11. December 1277 und 
12. Februar li?7S im Di/Jonuihnium Austriae in fontes rer. <iu,s/r 
II, 1, S. 188 und 192 wird bezeugt, dass um diese Zeit liertnidu« 
de Wüdonta marsea^eus Stirie war, auch sein Bruder Hmrandus de 
WÜdonia erscheint darin genannt. Ich glaube annehmen sn 
dürfen, dass besuglich der Wildonier die Ueberlieferuns; des 
Lübecker Codex zuverlässig ist, dass aber der Copist des Wiener 
Codex von Hertni'hfs gleich auf das zweite de Wi'donia über- 
gesprungen war, und die dazwischen stehenden Worte übersehen 
hatte. Auf einen ähnlichenVorgang ist wohl auch die Anslassnng 
des Otto de Haselowe und des Stephan von Meissan snrfiek- 
zufuhren. Der erstere wie der letztere sind Würdenträger 
des Laodos, die sicher nicht bei der Ausfertigung der Urkunde 
als Zeugen gefehlt haben können. Das Ueberselien des Otto 
de Haselowe im Jjübecker Codex lässt sich eben so leicht er- 
klären, wie die Ungenauigkeit bei der Wiedergabe der Wildonier 
in dem Wiener Codex. Anders steht es mit Stephan von Ifeissan. 
Wohl schlSgt Lorenz, g^tfttst auf den Lübecker Codex, vor» 
Stephan von Meissau wegzulassen, weil er hiedurch den Wider- 
spruch mit Leo von Regensburg, der schon zwischen 13. und 
27. Juli 1277 gestorben war, während Stephan von Meissau 
erst nach dem ^lai 1278 Marschall von Uesterreich geworden 
ist, f&r behoben hält. Aber abgesehen davon, dass gegen die 
Zeugenschaft Stephan.s von Meissau, der auch sonst noch um 
diese Zeit in Urkunden Kudolf s als Zeuge fungirt, der blosse 
Widernpruch durchaus nicht genügend ist, wird die mangelnde 
Uebercinritimmung in der Zeugenreihe durch die Weglassuiig 
des Meissauers nicht behoben. Denn Ulrich von Pilichdort 
erscheint zum ersten Male in einer Urkunde vom 24. November 
1277 (Böhmer, Reg. Rud. 420) sls dapifur Auatriae^ während 
noch in dem Piivileg Rudolfs für die Hausgenossen vom 1(). Juli 
1277 (Tomaschek, Gcschichtsfjuellen II., 215) Fr/>hriru.s »h; 
Lciif/cu/i« itn als difj/i/hr angefülirt wird. Der gleiche AV'iderspruch 
besteht auch hier, wahrend dieser Zeuge durch beide Hundschritteu 
bezeugt ist. Ich glaube, dass die Zeugenreihe, welche nicht 
erfunden werden konnte, der Handlung entspricht, bei der Aus- 
fertigung den bnden, schon bei dem ersten Acte anwesenden 
Zeugen Ulrich von Pilichdorf und Stephan von Meissau die 
ilinen in der Zeit zwischen der Handlung und Beurkundung ver- 
liehenen Titel gegeben wurde. Der Annahme eines trüberen 
Zeitpunktes der Urkundenhandlung widerspricht nur der Ar- 
tikel 29, welcher jedoch mit den auf ihn folgenden Bestim- 
mungen wohl erst bei der Beurkundung hinzukam, während 
der erste Entwurf mit Artikel 28 schloss. Auf einen solchen 
Entwurf möchte ich die AVorte des Privilegs K. Rudolfs vom 
1. December 1277 für Wiener-Neustadt ^secumhua formam 
Juris ciriiatin WieHcnnüf^ beziehen. Unter Forma müsste hier 
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wie (lies bei Verträgen oft der Fall war, eine vorläufige 
l^unctHtion verstanden werden, dt r dann die endgiltige Yer- 
luiefung des Privilep;iums mit Hinzufiigung einiger Artikel 
getcdgt war. Beispiele solcher Art der Verbrietung wichtiger 
Rechte dind nicht vereinzelt (vgl. Ficker, ürkundenlehre I. 188). 
Uoter dieser Yoravesetzimg, för welche Tomaschek S. 361 
und 362 eine Reihe bestätigender Angaben lieferfc, laast Hich 
auch das bedeutendste aller formaler Bedenken gegen die 
Echtlieit der Urkunde beseitip^on, da sich jeder Widerspruch 
von selbst erklärt. Die Urkunde A, deren Text durch Vergleich 
der drei Handachriften auch iii den einzelnen AV'endungeu 
wesentlich verbeesert werden kann, darf anf Grand dieser 
Ergebnisae mit der allen historischen Untersuchungen inne- 
wohnenden approximativen Bestimmtheit als eine vollstandie 
snverlUi^f^ige tfeberlieferung des verloren gegangenen Original 
Privilegs apgeseheu werden. 
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Urkunde A. 

Die Untersuchung über die Eohtheit der Urkunde o be- 
ginne ich ebenfalls nüt einer Darlegung des handschriftlidien 
Verhältnisses. Die Urkunde a ist überliefert 1, in dem Wiener 
Codex 352 f. 94—97 , 2. in dem Lübecker Codex f. 42'— 46' 
und 3. in Lambacber's Abdruck. Lambacher's Quelle ist ein 
Codex Ib.' Oanon, 2\!ani«tetn«tww, der gegenwiitu; Ar ver- 
soboUen gilt. Den yoUetändigsten Text bietet Sa Wiener 
Codex; in dem Lübecker fehlt Artikel 12, bei Lambacher die 
Artikel 48 und 49. Die Wiener Handschrift hat über jeden 
Artikel Titelüberschriften , gerade so wie in der Urkunde b 
kurz und gedrungen, wohl daher aus derselben Quelle wie Ur- 
kunde b. Weit£wbweifig und nnbebolfen sind auch hier die 
wenigen üebereebriften in der Gopie des Lttbeeker Codex, nur 
die Artikel 8—11, 13, 14, 16— 18 worden rubricirt. Der Text' 
bei Lambacher ist zwar in Continno, allein sein Vorgeben 
bei der Urkunde dann die Maiuskelbuchstaben , mit denen 
die einzelnen Bestimmungen anfangen , berechtigen zu dem 
Schlüsse, dass auch Lambaober eine bereits in Artikel getheilte 
SDuidflcbrift vorlag. Die einxelnen Tbeile der Urkonde ent- 
sprechen sich vollständig in den drei Handsdiriften. Nur bei 
Lambacher wird Artikel 39 dem Artikel 38 vorangestellt. Die 
Eintheilung in Abschnitte ist jedoch nicht die gleielie. So 
bilden im Lübecker Codex Art. 14 und 15 einen Artikel und 
die Schlussartikeln sind^ hier ebenfalls zusammengezogen \ in 
dem durob Lambaober vertretenen Tierneteiner Uodex waren 
Artikel 32 und 43 nicht selbstständige Artikel, sondern dem 
vorangehenden Artikel als weitere Bestimmung angeföft. Die 
Gleichheit des Textes läsat auf eine gemeinsame Vorlage 
stLliessen. Die Ungleiohartigkeit in der Artikeleintheilung 
und die Art der Ueberschriften beweist zur Geniige, dass diese 
Vorlage wiederum in gleicher Weise dnrcb die (S>pisten über- 
arbeitet wurde, wie die Vorlage der Urkunde b. Die Kritik 
muss auf den Inhalt der Urkunde eingehen, nm den Nacbweis 
zu liefern , dass die den drei TJeberlieferungen gemeinsame 
Quelle mittelbar oder unmittelbar das Originaldiplom König 
Kudolf s war. 
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Die Urkunde n schliesst sich in den misten ihrer Be« 

Stimmungen dem Stadtrechte des H. Friedrich's II. von 1244 
für Wien an ; neu sind nur die Artikel 52, 58, 5(), 58 und 60. 
Allein ihr Inhalt bestellt durchaus nicht in einer blossen 
"Wiederhulung und Erweiterung der Vorlage, sondern sie über- 
arbeitet vollständig das ältere Stadtrecht. 2s ur eine geringe 
Zahl der vorhandenen Bestimmungen wurde nnfl^ndert wieder 
aufgenommen, die Mehrzahl der Satzungen H. Friedrich^s sind 
theils wegen der Ausbildung des Grundsatzes, das« in der 
Stadt Gleiehiieit vor dem (besetze herrschen sollte, tlieils ura 
den Stadtrath einen grossen Einliuss auf die Gericiitsbarkeit 
einzuräumen, auf Kosten der landesfürstlichen Gewalt geändert 
worden. So wird im Artikel 3 die Bestimmung über den 
Nachlass des Mörders dahin abgeändert, dass omnea tm ptr 
ordinatianem consulum ctcäatü reaervetUur , und entsprechend 
im Artikel b angedeutet: res anteni sue suh testimonio virorum 
{(Joneorum a iudtce cicitatis et consulib us .sab infcrrJicfo po- 
nantur. Im Artikel 10 wird an Stelle des Gerichtsstandes von 
dem Herzog die Verbannung aus der Stadt verfügt, mit dem 
Zusätze, dus der Verbannte wuHlo UTtquam tempore sine Ucentia 
consulum zurückkehren darf. Der Artikel 23 ändert die 
Bestimmung des Fridricianum „persona sua et res in nostra 
Stent potestdte^ gleichfalls in diesem Sinne ab; es lieisst hier: 
jyStent in ortfindfione et pottstnte consulum et it/i/ias cirt'fofis'* ; 
weiters verfügt der Ai'tikel 20, dass, wer eine liederliche Erau 
misbraudit hat, ad arbitrium iudieia et eonaulum earrigatw] 
zufolge einer Zusatzbestimmung des Artikels 46 werden die 
conaules civitatis zur Vormundschaftsbehörde über die unmün- 
digen Kinder verstorbener Bürger ernannt; im Artikel 55 wird 
die Verfügung des Eridricianum „iS7 talis persoufi f'ncrit nobis 
volumm ut emendet^ durch die Bestimmung ersetzt: „si autem 
fitmvt persona eorreetione dtgntor pene et eorectfont eontulum 
iui^aoeat omnmodo,'^ Ebenso bleiben alle Stellen des Fridri- 
cianum weg» in welchen sich der Herzog die Entscheidung 
vor seinem Gerichte vorbehält. Die Bussf^elder, welclie dem 
herzoglichen Eisens zntielen , werden in der Urkunde a ent- 
weder, wie im Artikel 24, einfach aufgehoben, oder wie in den 
Artikeln 28 und 29 zwischen Richter und Stadtrath getheilt ; 
ebenso fallen alle anderen im Fridricianum geltend gemachten 
Bechte des liandesförsten weg. 

Die Aenderungen , welche wolil ein König im Interesse 
einer reichsunmittelbaren Stadt hätte voi nehmen kihinen, die 
nie aber im Sinne eines Landesfürsten gegenüber einer Land- 
stadt gelegen sein konnten, hatte Lorenz mit richtigem Scharf- 
blicke als die Hauptbedenken gegen die Echtheit der Urkunde a 
hervorgehoben , wie er zuerst die Tendenz entdeckt hatte, die 
weit - mehr als die Keichsunmittelbarkeit der landesfürstlichen 
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Gewalt entgegenlief. Und umsomehr musate die Echtheit der 
Urkunde bedenklich erscheinen, als auch unter den neuen 
Artikeln die Artikel 56, 58 and öO den gleichen Chai-akter 
an sich trugen. Dem ersteren Artikel sa Folge worden die, 
welche das verbot, Handwerkervereine zu bilden, fibertraten, 
per iudiemn et eingulsB schwer bestraft. Nach Artikel 58 sind 
Massenexcesse und grosse Störungen in der Stadt, im Falle 
der König, der sich seine persönliche Jurisdiction hier vor- 
behält, nicht im Lande wäre, iujcta decreta consulum zu 
richten; und endlich bestimmt der Artikel 60, dass alle Fälle, 
weldke nicht in den Privilegien bdiandelt sind, secundum atatuta 
oonrnfttm geschlichtet werden sollen. Nach allen diesen Bestim- 
mungen wird dem E-athe in Urkunde a ebenso eine erweiterte 
Rechtssphäre verliehen, wie seine politische btellang durch 
die Urkunde h begründet wurde. 

Ist der Gewichtigkeit des schweren üinwuri'es wohl viel 
von ihrer Bedentang in Folge des engen Znsammenhangea 
beider Urkunden durch die Erweisung der Echtheit des Stadt- 
rechtsprivilegiums b genommen, Hessen sich auch einige Artikel 
durch spätere Urkunden als dem echten Privilegium ange- 
hörende mit Sicherheit bestimmen, wie die Artikel 5U und 51 
aus der Handfeste des Grafen Albrecht für Wien vom 24. Juli 
1281 und einige andere durch Rfiokschloss ans der Stadtiechts- 
nrknnde des Hersogs Albreoht IL vtm Jnli 1340 : so wSre 
doch der Beweis von der Authenticität der Urkunde a sehr 
schwierig gelungen, weil viele Artikel, welche das Stadtrecht 
von 1340 und Urkunde a gemeinsam haben, im späteren Stadt- 
rechte im Sinne landesfürstlicher Gewalt wesentlich geändert 
erscheinen. Um so dankenswerther ist daher die werthvolle 
Entdeckung Tomasehek*s, dass die Urkunde a üut ▼oUstandig 
aufgenommen und als Wiener Becht in der Handfeste Herzog 
Rudolfs III. für die Städte Krems und Stein vom 24. Juni 1305. 
ausdrücklich bezeichnet ist. Dadurch ist bestätigt, dass alle 
mit dem Stadtrechte H, Rudolfs III. gemeinsamen Artikel 
der Urkunde a aus dem Üriginalprivilege K. Rudolfs für 
Wien stammen; so bleibt ;inr noch fibrig das Verhältnis der 
beiden Urkunden zu einander zu erörtern, um nachweisen 
zu können, inwieweit Urkunde a dem authentische Texte 
entspricht. 

Das Stadtrecht H. Rudolfs III., welches in zwei Ur- 
kiuiden das Albrechtinum und die Handfeste K. Rudolfs 
recipirte wobei die Schlnssartikel der ersten Urkunde — und 
darauf hat Tomaschek anfberksam gemacht — aus Raum- 
mangel andenSchlnss des anderen gesetzt wurden, hat folgende 
Artikel aus Urkunde a nicht aufgenommen : Artikel 49 über den 
Geschäftsverkehr von Fremden mit Bürgern, Artikel 50 und 
Öl über Wien als Stapelplatz für fremde Kauüeutc und 
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Waaren, Artikel 58 Uber IfassenesceBse, 62 Uber den Schntx 

der fremden Kaufleute. Von diesen Artikeln sind 49 und 62 
wörtlich im Fridricianum. Ueberdies findet sich Artikel 49 
im Stadtrechte H. Albrecht's II. ala Artikel 57 ; der Artikel 62 
wurde für die spätt ren Wiener Stadtrechte durch die Handfeste 
des Grafen Albrecht von 1281 gegenstandnlos. Beide sind daher 
ebne Zweifel Artikel des echten FrivUege Bndolf s gewesen. 
Es bescbr&iikt aiob demnaoh nur mehr der ünterschied anf 
Artikel 58. 

])er Artikel 58 ist strenge genommen nur eine Verfügung, 
um in so nnmhigen Zeiten , wie sie die grosse Umwälzung 
in Oesterreich während des Interregnum mit sich brachte, der 
Aufstand Paltram^s nach sich zog, die Ruhe der Stadt unter 
jeder Bedingung an erhalten. Und daee der Geriohtaetand des 
Käthes im Falle der Abwesenheit des Königs an die Stelle des 
Königsgericlits trat, entspricht vollständig der in beiden Privi- 
legien betonten Gleicliheit aller Bürger vor dem Gesetze, hier 
aber insbesondere der Satzung im Artikel 16 der Urkunde /». 
Sobald aber der Landesherr die Ordnung und Kuhe aufrecht 
erhielt, konnte diese Bestimmung um so eher wegblüben, als 
auch ihre spedeUe Veranlassung weg gefallen war. Auch 
glaube ich zu erweisen, dass der Artikel 58 durchaus nicht 
den Auifassungen der landesfiirstlichen (lewalt dieser Zeit 
zuwiderlief, wenn ich damit den Artikel 24 der Handfeste 
Albrecht's von 1296 zusammenhalte. Endlich würde in einem 
Rechisentwurfe des Bathes eine derartige IntOTpolation eine 
sonderbare Rolle gespielt haben. Neues wird hier nicht an- 
gestanden; die Gerichtsbarkeit in allen CriminalfRUen besass 
der Rath ohnehin. Sonderbar aber wäre es gewesen, dass der- 
selbe bloss um sich dieses Sonderrerhtes zu vergewissem, in 
der Urkunde selbst von den cives uotioreUf denen er doch ent- 
nommen wnrde, ausgesagt hfttte, dass dnioh die Fehden der 
mSehtigeren Bürger die innere Buhe der Stadt wiederholt 
gestört würde. Der Artikel trägt aber ganz das Gepräge der 
Entscheidungen Rudolfs im Artikel 29 der Urkunde />, ist wie 
dieser nur durch den innigen Zusammenhang mit den Zeit- 
verhältnissen erklärlich und wie dieser ein Beatandtheil einer 
echten Urkunde Rudolfs, ungeachtet er auch wieder wie dieser 
in späteren Privilegien nicht aufgenommen wird. 

Hit dem Nachweise, dass alle Artikel der Urkunde a 
den Satzungen des echten Rudolfinum entsprechen , ist der 
Beweis für die Echtheit der Urkunde durchaus nicht er- 
bracht. Denn die Urkunde n hat eine Reihe von Artikeln 
nicht, welche in der Urkunde H. Rudolfs III. iür iStein und 
Krems und in dem Stadtrechte ä Albrecht's II. f&t Wien 
gemeinsam enthalten sind, die doch nur aus einem Wiener 
^$tadtrechte entlehnt sein können, das vor dem Jahre 1305 ab- 
gefasst wurde. Ein Vergleich des Privilegiums H. Rudolfs III. 
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mit der Urkunde n ergibt fol^^eiule Unterschiede. Dem Artikel 
16 ist eine kurze Bestimmung über „Beredung" hinzugefügt, 
die sich aber im Stadtrechte H. Albrecht's II. nicht liudet, 
über die man daher auch hinweggehen kann. Dagegen ist nach 
Artikel 46 eine VerfUgnng eingeschaltet, welche die Ver- 
gabungen von liegenden Gütern an Kirchen und Klöster ein- 
sehränkt; nach Artikel 56, der einen Zusatz hat, welcher 
in dem entsprechenden Artikel 64 der Urkunde H. Albrfcht's II. 
wiederkehrt, folgen eine Reihe von Bestimmungen über das 
Recht der Bäcker und Fleisch hacker , sodann am Ende der 
swetten Urknnde H. Badolf s III. Bestimmungen über die 
Fischer, Saitkäufer und über das Weinmass. Diese Zusätze ent- 
sprechen den Artikeln 54, 65 — 67, 68, 71 und 72 der Urkunde H. 
Albret ht's II. Ferner ist sowohl bei Rudolf III. wie Albrecht II. 
der Artikel 61 der Urkunde n wesentlich erweitert. Da füglich 
die Urkunde Herzog Rudolfs III. für Krems nicht Vorlage des 
Stadtrechts E. AlbreohVs II. fKr Wien gewesen sein kann, 
mns8 also Bndolf III. ein anderes Privileg als Urkunde a bei 
der Abfassnng seiner Handfeste benützt haben, aaf das auch die 
Urkunde H. Albrecht's zurücksteht. Wir stehen vor dem Dilemma, 
entweder anzunehmen, dass Urkunde *i nur unvollständig den 
authentischen Text der echten Urkunde K. Rudolt s gibt, diese 
aber anoh die fehlenden Artikel enthielt, oder &aA ein E. 
Rudolfs Urkunde erweiterndes Stadtrecht, das zwischen 1278 
und 1305 entstanden ist, uns verloren ging. Zu der er.steren 
Ansicht könnte man leicht liinneigpu , weil zwei der drei 
Hand^'l'hri^ten nielit vollständig; den Text der dritten wieder- 

feben, — es fehlen ja bei Lambacher Artikel 48 und 40, in der 
liibedcer Handschrift Artikel 12 — nnd so zu dem Schlüsse^ 
kommen, dass keine der Handschriften den yollstandigen Text' 
bietet. Allein wenn auch in zwei unserer Handschriften Artikel 
ausgelassen sind , so sind es solche , wplche die gemeinsame 
Vorlage hatten. iJie ol)en erwähnten Bestimmungen müssteu 
schon in der Vorlage ausgelassen worden sein: dann wäre 
Urkunde o nur eine Ueberarbeitung des Originaltextes, ^ne 
solche Auslassung h&tte ihre Bedeutung und ihr Grund wfirde 
leicht durch eine . bestimmte Absicht erkennbar sein. In der 
That lässt sich aus dem Inhalte jener Hestimmungen, welf^lie 
von den Rechten und Pflichten der Gewerk^Jgennssenschatten 
handeln, eine das Zunftwesen begünstigende Tendenz nicht 
verkennen, und in diesen Zusammenhang gebracht, gewinnt 
die Annahme an Wahrscheinlichkeit, dass im Interesse der 
patricischen Rathspartei die Ausselialtung von derattigen 
Artikeln gelegen sein mochte. Doch dem steht die Thatsache 
gegenüber, dass Rudolf, wie sein Stadtrecht dort zur Geniige 
ergibt, das patricisclin Element in der Stiidt begünstigte, und 
dass dem liathe in diesen Artikeln eine Ingerenz eingeräumt 
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wird, welche zu verlieren er Gefahr lief, wenn er die Bestim- 
mnngeii, deren Wirkungen er doch nicht mehr hätte beseitigen 
können, in seinem Entwürfe absichtlich überging. Wenn wir fer- 
ner bedenken, dass nach der Reimchronik zu Zeiten H. Albrecht's 
ein starker Gegensatz zwischen den Reichen und den Hand- 
werkern in Wien bestand, der ihn eigentlich «tm Herrn der 
Bürgersohaft machte ; der Herzog erst nach der IJeberwältigung 
des Aufstandes der Stadt ihr Recht gab, scheinen die Artikel 
über die Handwerker doch besser in H. Albrecht's L Zeit zu 
passen, deren Stempel sie tragen, als in K. Rudolf s Tage, dem man 
durchaus nicht eine dem Zunftwesen günstige Politik zuschreiben 
darf. AHein selbst zugegeben, daaa sieh diun^ eine unverkenn- 
bare Absicht die Anesohaltang der Artikel über die Handwerker 
erklären Hesse, so wäre es noch immer unverständlich, dass der 
Artikel , welcher eine Beschränkung der Vergabungen von 
liegenden Gütern an Kirchen und Klöster enthält, die nur im 
Interesse der Bürgerschaft war, und der zugleich dem Rathe 
das An&iohtsreoht anerkennt, weggeblieben ist. Ebenso unver- 
ständlich bleibt dann anch das Fehlen des Zusatzes zum 
Artikel 61. Die Erweiterung des Artikels über den Burgfrieden 
besonders betreffend die Busse an den Herzog und die Er- 
wähnung des Richters trägt ganz das Gepräge der Zusätze 
H. Albrecht's in seinem Stadtrechte von 1296. Ueberdies schliesst 
die dem Artikel 56 hinzuffefiigte Bestimmung direot die Ab- 
nahme aus, dass, was in den Kremser Urkunden enthalten ist 
und in der ITskunde a fehlt, Bestandtheile des Originalprivilegs 
K. Rudolfs gewesen sein müsse. Dieser Zusatz heisst bei Herzog 
Rudolf III. : „nn die hantsneider: der ainung sol sein als sie 
von alten fursten und von alter gewonhait herchomeu ist und 
nach Wiener recht, also daz die peckhen werden geschupphet als 
von alten fbrsten ist gewest reobt und ander wandel nicht 
geben und die andwn hantwerkher die gebent ir wandel, als 
in der rat von den steten dene aufsetzet." Er enthält eine 
Einschränkung der getroffenen Verfügung über Einungen. Die 
Hantsneider, über deren Bedeutung und Stellung wir aus 
den wörtlich gleichlautenden Urkunden Herzog Albrecht'ä I. 
von 1288 für die Laubherrn in Wien und H. Eudolf s III. von 
19. Nov. 1305 für Krems Kunde erhalten, gemessen in dem 
Privilege H. Albrecht's II. für Wien neben den Hausgenossen 
einzig das Genossenschaftsrecht, und wohl dürfte auch die Vorlage 
der Urkunde H. Rudolfs der Hausgenossen mit den Hant- 
sneidern Erwähnung gethan haben. Dass dort jedenfalls die 
Hantsneider und ihr Becht in diesem Zusammenhange erwKlmt 
waren, ist man anzunehmen geuüthigt, weil sich ihre Er- 
wähnung mit der Besiehung auf das Wiener Becht in der Urkunde 
für Krems anders nicht gut erklären Hesse, und zwar nraso- 
weniger, als Ludolf III. das babenbergische Privileg den Kremser 
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Laubherm earstam 10. Nov. 1.305, also geraume Zeit nach dem 
Stadtrechte erneuert. Dann aher kann die Vorlage nicht die 
Urkunde König Rudolfs von 1278 gewesen sein. Denn Albrecht 
gibt den Laubherrn in Wien erst zehn Jahre später am 21. März 
1288 eine Hand^Bste, worin er ihnen ihre alt^ vorrechfe emenert. 
Bezeichnend ist der Ein^ng der Urkunde, den ich naeh dem 
Originaltext gebe, der sich mit BKlfe der im Woirtlavte glei- 
chen Urkunde für Krems ans der de\itschen Fassung in der 
Urkunde vom 15. Mai 1H61 (Tomaschek's Geschichtsq. LXX7) 
rückübersetzen lasst. Er lautet: ^Sul/ditorum nontrorum j'ro- 
fgctua studioin's cupienten a fectibus promovere incisortbus pannorum 
aub lubio apud Wiennam tjui vul;/arifer HantmeüUr nuneupantur 
nee non heredibus (orundem fidelibns noatnM dilectis, nfpofe pro 
suae fidei meriits vo/ttrae debetur graiiae plmitud o , uni- 
rerm ft sihupda iura Sita, quibus frmporihin^ ifhistrtum principum 
quondain /^eopoldi et Fn'den'ct ducnm Aiustriae et Sfiriae sunt 
gautsi liöeralUer ajpjprobamn^j innouamus etpresentibus canjirmamtut.^ 

In der angezogenen Stelle fällt anf , dass Albreoht sich auf 
die babenhergischen Herzoge Leopold und Friedrich beruft 
und einer Verfügung seines Vaters nicht erwähnt. Das darf 

man nicht etwa durch eine zufiSllige Ungenauigkeit des Ur- 
kundenschreibers zu erklären suchen , da Albrecht geradezu 
mit einer gewissen Absichtlichkeit aller Verfügungen seines 
kSnigliehen Vaters gedenkt und gerne sieh anf ihn als seinen 
.Vorgänger beruft. Vielmehr dentet die ausdrückliche Bezug- 
nahme auf die Babenberger bei gleichzeitiger Niehterwahnung 
Rudolfs, dass dieser die Reclite der Laubherrn nicht erneuert 
hat, sondern ganz im Sinne des Artikels 56 auch diese Innung 
nicht gestattete. Auch steht es in voller Uebereinstimmung 
init den Thatsachen, dass Albrecht in dem Augenblicke, als 
er die fluldbriefe der Rathsm&mer erlangt hatte, den Laub- 
herm ihre Freiheiten wieder erneuert. Der Zusatz zum 
Artikel 5() stammt also aus einem späteren Stadtrechte. Mit 
diesem Ergebninse stimmt die Annahme überein , dass die 
zünftigen Bildungen günstige Tendenz, welclie aus den in 
tJrkande a nicht enthaltenen Artikeln über die Handwerker 
hervorgeht, von Albredit I. ausgegangen ist. Der Schluss liegt 
nahe und ist auch berechtigt : dass ein von Herzog Albrecht I. 
verfasstes Stadtrecht, das die Urkunde o aufnahm und erwei- 
terte , die Vorlage für die Kremser Urkunde \ind die Stadt- 
rechtsurkunde Albrecht's II. für Wien von 1340 gewesen sei. 
Bestätigt wird solche Behauptung schon durch die Worte der 
Kremser Urkunde: f^von unserem enen chunig Rudolfen und 
von unserem Vater chunig Albreehten von Bome". Endlich ist 
auch das Bedenken gegen die Annahme, dass wir eine Stadt- 
rechtsurkunde für verToren zu betrachten haben, darum leicht 
zurückzuweisen, weil schon der Vergleich der Urkunde H. 
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Rüdolfs III. mit dem Stadtreclite II. Albrecbts II. von i:UO 
die Notliwendigkeit der Existenz eines beiden Urkunden als 
Vorlage dienenden d e u t a c b e n Stadtrecbts-Privilegs ergibt. 
Ein deutsches St^dtrecht ging also jedenfalls verloren. 

Zun Beweise, für die Richtigkeit des Schlasses aus dem 
Vergleiche wähle ich die Gegenüberstellung einiger Sätze, und 
ZW^T solcher, welche die späteren Urkunden mit dem Stadt- 
recbte H. Friedricb's II. gemeinsam baben , um den überein- 
stimmenden Satzbibiungen in den Urkunden H. Albrecbt s II. 
und H. Rudolfs III. die abweichende und doch wörtliche 
UebersetKung in dem dentscben Stadtreohte Friedrich'» IL 
für Hainburg nach dem Abdruck im 10. Band des Arcbives 
für Kunde österreichischer Geschichtsquellen gegenüberstellen 
zu können. ' • . 



K. Bndolf 

1278. 

Artikel 3. 
Siatäem homicidn 



fi. Bod-^If in. 

für Krems. 

Artikel 3. 
Ob aber der man- 



d 9ee»9erit ai»l«- '»lecke •Btw«l«bttt 

ijunvi in prot rif- das W in di6 cht 
Uunem dtteutrU . . , chom ... 



H. Albreelit n. | Stadtree ht 

j für Hainbnrg. 

Artikel 7. ' S. 139. 
Ob aber der man- . Ob aber ein 
lek entwaiehet manalek stirbt 
ee er in die «cht er in dia acht 
I cboeme. j cbaint. 



Artikel 9. I Artikel 9. | Artikel 13. 1 8. 140. 

Tel eod VI inorlo^ Majc er der phen- Mager der phcn- Oder er wi.-rt in 
<i denari j« non ha- 1 niog nicht gehaben i niag nickt gehaben derselben weise 
heai puniaiur, \ so bvsBd msn ia ao pveaM man in gepneszt. 

! also : ain lied wider i also : ein Ued vider 

1 das ander. j das ander. 



Artikel U. 

Item ijinriimrjlif 

tUiquem ita vuinera- 
Vtt'it, qiiod ftatla- 
iur dttrimen'um 
mmhrorum quoä 
diettar Ki«$ehmH. 



Artikel 11. | Artikel 15. | ibid. 

Ob aber ieman i Ob abt r ionian Jen Sner aln^r . . . 
den andern wuudet andern wandet das i also verwandet 

tr Utaelmrtig nirt. j das er gepresten 

Ider plidtr Ii'idPt. 
daz da giidschrot 
hatsit 



das er Udfldiroticfa 
wirdet 



Die wenigen Stellen, welche sich aber leicht vermehren 
]ip3sen, begründen schon die unleugbare Tliatsaclie, dass eine 
deutsche Stadtrechtsurkunde verloren gegangen ist , die mit 
einer ee wissen Berechtigung Herzog Albrecht I. zuzuschreiben 
ist. Ein 'Gmnd liesse sich auch noch aafShren , der nicht 
ganz unwichtig zu sein scheint. H. Albrecht hat, soweit er 
nicht die Urkunden K. Rudolfs für Wien zu ändern für noth- 
wendig fand, sie wenigstens in die deutsche Sprache übersetzt, 
wie er es mit K. Rudolf s Privilege für die Hausgenossen in 
Wien that. Daas Albrecht eine Urkunde K. Rudolfs, in welcher 
Bestimmungen enthalten sind, 'die mit der früheren reichs- 
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Tinmittelbaren Stellung der Stadt in Zusammenhang stehen, 
unverändert gelassen, sie nicht in dem Sinne landesfürstlicber 
Gewalt, wie sie in den Stadtrechts-Privilegieu H. Kudolt^a III. 
für KremB und H. Albrecht'B IL f&r Wien erschdnt, erneuert 
hätte, halte ich einfach für ' unwahrscheinliofa. 

Noch ein Einwurf ist zu widerlegen, wenn die Zuver- 
lässliehkeit der Ueberlieferung der Urknnde ft über allen 
Zweifel stehen solL Es wurde mit überzeugender Schärfe 
dargethan, iu welchem inneren Widerspruche der Eingang der 
Urkunde sä ihrem wesentlichen Inhalt zn stehen scheint. Hier die 
Erwähnung der Rechte, die K. Friedrich der Stadt Wien er- 
tlieilt, dort nur eine Modification des Wiener Stadtrechtes aus 
den Babenberger Zeiten. Ungeachtet der Glaubwürdigkeit 
des Inhaltes müsste die Urkunde doch nur für einen Entwurf 
gehalten werden, so lange nicht der Beweis erbracht ist, dass 
anch der Ebgang des Diplomes vbllstöndig getreu das Original- 
privileg üheniefert. Bereits Tomaschek hat in seiner Unter- 
suchung (a. a. 0. S. 341) auf die Verwandtschaft des Eingänge» 
der Urkunde a und des Privilegs H. Rudolfs TU. aufmerksam 
gemacht ; und hat deswegen die Worte der Arenga der ersteren 
Cum Vota tidtlium — munißccntia presiilentis der Arenga des 

Privilegs H. Rudolfs HI. gegenüber gestellt. Aus dem Ver- 
gleiche geht wenigstens das eine hervor , dass die Arenga in 

Urkunde a auf dem entsprechenden Eingang des Original- 

f)rivilegs l)asirt und daher niemals die Urkunde f» eingeleitet 
Irlben kann. Auf diese gemeinsamen Worte folgt in Urkunde a 
eine schwungvolle Belobung der reichati'euen Haltung Wiens, 
die selbstverständlich in die Urknnde für Krems nicht hinüber 
genommen werden konnte. Mit den thatsäehliohen Verhält- 
nissen steht es nun vollends im Einklang, dass in einem Diplome 
des Königs, iu dem Augenblicke, als er sich gegen den Haupt- 
feind K. Ottokar wendet, der selbst in AVien noch immer seinen 
bedeutenden Anhang hatte , die Stadt Wien in nahezu über- 
schwenglicher W^eise belobt wird, weil sie um so glänzender 
die Trene bewahrte, je drohender die Fdndseligkeit entgegen- 
gesetzter Gesinnung sich zeigte. Auf diesen gerade für die 
Urkunde charakteristischen Zwischensatz folgt die Xa'nati'o, 
in der Urkunde (i genau so gegliedert wie in dem Kremser 
Privilege — und was verschieden ist, durch die Verschiedenheit 
der Urkunden begründet — selbst auch jene Stelle, wegen der 
Urkunde a angefochten wird. Sie lautet in beiden Urkunden : 
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Urkunde a 

innoüantes et confir- 
mant€8 antiqua» quaalibet 
etuadem libertaiü €t omnia 
iura qtte sibi a dwe me- 

morie Friderico Romnnomm 
imperatore jyredecessore nos- 
iro concessa coin^erirnns ex 
pUHttudine rept jjott^^tatis 
adiieientea kiis alia 
uova vetaribus iuxta 
quodin aequentibu» il- 
luaeet. 



Rndolf III. 

und eraeuen und beste- 
tigen denselben allen nnsem 
li^en porgem armen nnd reiclien 
von CShrems nnd von Stein alle 
die recht und alle die genad 
die gehabt habent unz an nns nnd 
ze wirden ir gerden treuen van 
unseren sunden genaden s o g e b en 
wir zn den alten rechten 
denselben steten andere neue 
recht .... als man hernach 
geschrieben findet. 



Daraus geht unzweifelhaft hervor, dass die bedenkliche 
Steile der Urkunde a auch im Originalprivilege gestanden hat : 
die Erwähnung K. Friedrioh's II., die in Urkunde b verminst 
wurde, wäre also hier eingefügt. Der innige Zusammenliang, 
in welchem beide Stadtrechts-Privilegien stehen, lassen keinen 
AngenbUek bezweifeln, dass hier nnr allgemein die Thatsache 
Erwi^nung fand , Rudolf habe , was factisdi anch geschehen 
ist, die Rechte Friedrich's bestätigt und erneuert, ohne auf 
den speciellen Inhalt des Privilegs Rüoksicht zu nehmen, Huf 
den nur die Worte adiicieitte^ bis VIksicI bezogen werden 
können. Daher ist es nicht einmal nothweudig eine so subtile 
Intrepretation der Stelle, wie 'die Tomaschek's in seiner 
Studie a. a. 0 353, zu versuclien, sondern es genügt auf 
die innige Bezogenheit der beiden Urkunden za achten. War 
jenes Privileg, welches uns durch Urkunde « repräsentirt wird, 
die erste Urkunde, wie es bei den Kremsern offenbar der Fall 
ist, dai^i bezog sich die Stelle auf den iniialt beider Urkunden 
zugleich. Ist sie aber, was ich anzunehmen geneigt wäre, die 
zweite Urkunde gewesen, dann wurde also hier nur erz&hlt« 
was in der andern Urkunde geschehen war. Der Grund, warum 
ich zu der Ansicht neige, dass diese Urkunde die spätere war, 
liegt darin, dass sie inhaltlich die durch Urkunde b repräsen- 
tirte Handfeste voraussetzt, dann aber — ohne viel Gewicht 
darauf zu legen, dass sie in dem Wiener Codex nnd der 
Lftbeeker Handschrift als zweite Urkunde steht, wiewohl eine 
solche Uebereinstimmung nicht bedeutungslos ist — weü die 
Datimng dafür spricht. Wohl hat der Wiener Codex gleich- 
falls VIII Kai., allein tUe Lübecker Handschrift hat VII Kai. 
und der Abdruck Lambachers nach dem Tiernsteiner Codex 
setzt auch ein YII Elal» voraus. Ich g^ube hier der Lübecker 
Handschrift folgen zu sollen, und setze die Urkunde a erst 
auf den 25. Juni. Durch das Lob, welches Wien in der Ein- 
leitung der Urkunde ertheilt wird, ist wohl der Versuch aus- 
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geschlossen, die Zeugen der Urkunde b für die Urkunde a 
verwerten zu wollen, es wären hier die selben Schwierigkeiten 
wie dort. Die Urkunde hat wohl nie Zeugen gehabt . weil 
.die Vorlage unserer Handschritten aller Walirscheiulichkeit 
nach das Origiualdiplom war und keine der drei Abschriften 
Zeugen bringt. 

Gelang es mir, wie ich hoffe, neues Material zur Lüsiing 
der gerade für Wien nicht unwichti/^eu Frapje n^eliet'ert , und 
durch dasselbe den Beweis der Ei htlieit der beiden Handfe.steu 
K. Rudolfs von Habsburg 1278 erbracht zu haben, so halte ich 
meine Aufgabe fUr gelost. Der Wunsch, den ich mit 'dieser 
kleinen Nachlese verbinde, ist, dass ich hiemit wirklich die 
Untersuchnng über diese Urkunden zum nothwendigen Abschlnss 
gebracht habe, so dass mm durch ein berechtigtes, voIIhs 
Vertrauen auf die Echtheit der beiden Stadtiechtsprivilegieu 
in der uns überlieferten Jb'orm jede weitere rechtshistorische 
Studie einen sicherßu Boden gewonnen hätte. Mehr will ich 
nicht mit diesen Zeilen. 
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